
EU/UA/de 388 

TITEL V 

 

WIRTSCHAFTLICHE UND SEKTORALE ZUSAMMENARBEIT 

 

 

KAPITEL 1 

 

ZUSAMMENARBEIT IM ENERGIEBEREICH EINSCHLIESSLICH NUKLEARFRAGEN 

 

 

ARTIKEL 337 

 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, ihre derzeitige Zusammenarbeit in Energiefragen zur 

Verbesserung der Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit im Energie-

bereich, die für die Förderung von Wirtschaftswachstum entscheidend ist, fortzusetzen und zu 

intensivieren und Fortschritte auf dem Weg zur Marktintegration zu erzielen, unter anderem durch 

schrittweise Annäherung im Energiesektor und durch Beteiligung an der regionalen Zusammen-

arbeit im Energiebereich. Bei der Zusammenarbeit in Regelungsfragen wird der Notwendigkeit 

einschlägiger Gemeinwohlverpflichtungen Rechnung getragen, einschließlich Maßnahmen zur 

Information der Kunden über unlautere Verkaufspraktiken und zu ihrem Schutz vor solchen 

Praktiken sowie des Zugangs der Verbraucher, einschließlich der am meisten schutzbedürftigen 

Bürger, zu erschwinglicher Energie. 

 

(2) Diese Zusammenarbeit stützt sich auf eine umfassende Partnerschaft und orientiert sich im 

Einklang mit der Marktwirtschaft, dem Vertrag über die Energiecharta von 1994, der Vereinbarung 

über die Zusammenarbeit im Energiebereich und anderen multilateralen und damit zusammen-

hängenden bilateralen Übereinkünften an den Grundsätzen des beiderseitigen Interesses, der 

Gegenseitigkeit, der Transparenz und der Berechenbarkeit. 
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ARTIKEL 338 

 

Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien umfasst unter anderem die folgenden Bereiche: 

 

a) Umsetzung von Energiestrategien und Energiepolitik und Entwicklung/Ausarbeitung von 

Prognosen und Szenarien sowie Verbesserung des statistischen Erfassungssystems im 

Energiesektor auf der Grundlage eines zeitnahen Informationsaustauschs über Energie-

bilanzen und Energieströme im Einklang mit der internationalen Praxis sowie Ausbau der 

Infrastruktur; 

 

b) Einrichtung wirksamer Mechanismen für die Reaktion auf potenzielle Energiekrisen-

situationen im Geiste der Solidarität; 

 

c) Modernisierung und Verbesserung bestehender Energieinfrastruktur von gemeinsamem 

Interesse, einschließlich der Energieerzeugungskapazitäten und der Integrität, Sicherheit und 

Sicherung der Energienetze, und schrittweise Integration des ukrainischen Stromnetzes in das 

europäische Stromnetz sowie vollständige Sanierung der Energietransitinfrastruktur und 

Installierung grenzübergreifender Messsysteme an den Außengrenzen der Ukraine und 

Errichtung neuer Energieinfrastruktur von gemeinsamem Interesse zur Diversifizierung der 

Energiequellen, -lieferanten, -transportwege und -transportverfahren in wirtschaftlich und 

ökologisch vernünftiger Weise; 

 

d) Entwicklung wettbewerbsbestimmter, transparenter und diskriminierungsfreier Energiemärkte 

in Annäherung an die Vorschriften und Normen der EU durch Reform der Regelungen; 

 

e) Zusammenarbeit im Rahmen des Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft von 2005; 
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f) Verbesserung und Stärkung der langfristigen Stabilität und Sicherheit von Handel, Transit, 

Exploration, Gewinnung, Raffination, Erzeugung, Speicherung, Transport, Übertragung, 

Verteilung und Marketing im Energiebereich und des Verkaufs von Energieträgern und 

-produkten auf einer für beide Seiten vorteilhaften, diskriminierungsfreien Grundlage im 

Einklang mit den internationalen Vorschriften, insbesondere dem Vertrag über die 

Energiecharta von 1994, dem WTO-Übereinkommen und diesem Abkommen; 

 

g) Fortschritte bei der Schaffung eines günstigen, stabilen Investitionsklimas, indem die 

institutionellen, rechtlichen, steuerlichen und sonstigen Voraussetzungen angegangen und 

beiderseitige Investitionen im Energiebereich auf einer diskriminierungsfreien Grundlage 

gefördert werden; 

 

h) effiziente Zusammenarbeit mit der Europäischen Investitionsbank (EIB), der Europäischen 

Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) und anderen internationalen Finanzie-

rungsorganisationen und -instrumenten zur Unterstützung der Zusammenarbeit der 

Vertragsparteien im Energiebereich; 

 

i) Förderung der Energieeffizienz und Energieeinsparung, unter anderem durch Festlegung von 

Energieeffizienzstrategien und entsprechenden Rechts- und Regelungsrahmen, um erhebliche 

Verbesserungen zu erreichen, die mit dem Funktionieren von Marktmechanismen vereinbar 

sind und den EU-Standards entsprechen, einschließlich der effizienten Erzeugung, 

Gewinnung, Beförderung, Verteilung und Nutzung von Energie, sowie effiziente Nutzung 

von Energie in Geräten, Beleuchtungskörpern und Gebäuden; 

 

j) Entwicklung und Unterstützung erneuerbarer Energien in wirtschaftlich und ökologisch 

vernünftiger Weise sowie alternativer Kraftstoffe, einschließlich der nachhaltigen Produktion 

von Biokraftstoffen, und Zusammenarbeit bei Regelungsfragen, Zertifizierung und Normung 

sowie bei der technologischen und kommerziellen Entwicklung; 
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k) Förderung der im Kyoto-Protokoll zum Rahmenübereinkommen der VN über Klimaände-

rungen von 1997 vorgesehenen Gemeinsamen Projektdurchführung, um Treibhausgas-

emissionen durch Projekte auf dem Gebiet der Energieeffizienz und der erneuerbaren 

Energien zu verringern; 

 

l) wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit und Informationsaustausch zur Entwicklung 

und Verbesserung von Technologien für Energieerzeugung, -transport, -versorgung und 

-endverbrauch unter besonderer Berücksichtigung energieeffizienter und umweltfreundlicher 

Technologien, einschließlich der Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid und 

effizienter, sauberer Kohletechnologien, im Einklang mit den etablierten Grundsätzen, wie sie 

unter anderem im Abkommen über die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Ukraine festgelegt sind; 

 

m) Zusammenarbeit im Rahmen der europäischen und internationalen Normungsgremien im 

Energiebereich. 
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ARTIKEL 339 

 

Die Vertragsparteien tauschen Informationen und Erfahrungen aus und unterstützen in sinnvoller 

Weise die Reform der Regelungen, die auch die Umstrukturierung des Kohlesektors (Kesselkohle, 

Kokskohle und Braunkohle) umfasst, um seine Wettbewerbsfähigkeit zu steigern, die Grubensicher-

heit und den Arbeitsschutz zu verbessern und seine Auswirkungen auf die Umwelt unter Berück-

sichtigung der regionalen und sozialen Auswirkungen zu verringern. Zur Verbesserung der 

Effizienz, Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit muss die Umstrukturierung die gesamte Kohle-

Wertschöpfungskette von der Exploration über die Förderung und Verarbeitung bis zur Umwand-

lung und Handhabung der Rückstände aus Kohleverarbeitung und -verbrennung umfassen. Dieser 

Ansatz umfasst das Auffangen und die Nutzung von Methanemissionen aus Kohlebergwerken 

sowie aus Erdöl- und Erdgasgewinnung, Deponien und Landwirtschaft, wie unter anderem im 

Rahmen der Global Methane Initiative festgelegt, zu deren Partnern die Vertragsparteien gehören. 

 

 

ARTIKEL 340 

 

Die Vertragsparteien führen den in Anhang XXVI zu Titel V (Wirtschaftliche und sektorale 

Zusammenarbeit) Kapitel 1 (Zusammenarbeit im Energiebereich einschließlich Nuklearfragen) 

festgelegten Frühwarnmechanismus ein. 

 

 

ARTIKEL 341 

 

Für die schrittweise Annäherung gilt der in Anhang XXVII festgelegte Zeitplan. 
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ARTIKEL 342 

 

(1) Die Zusammenarbeit im Bereich der zivilen Nutzung der Kernenergie erfolgt im Rahmen der 

jeweiligen Zuständigkeiten und Befugnisse der EU und ihrer Mitgliedstaaten oder der Europäischen 

Atomgemeinschaft (EAG) und ihrer Mitgliedstaaten und im Einklang mit den rechtlichen Verfahren 

der Vertragsparteien durch Umsetzung von Abkommen auf diesem Gebiet, die zwischen den 

Vertragsparteien geschlossen wurden beziehungsweise werden. 

 

(2) Mit dieser Zusammenarbeit wird ein hohes Maß an nuklearer Sicherheit sowie die saubere 

und friedliche Nutzung der Kernenergie gewährleistet; sie umfasst alle zivilen Tätigkeiten im 

Zusammenhang mit Kernenergie und alle Schritte der Brennstoffkette, einschließlich der 

Herstellung von Kernmaterial und des Handels damit, der Sicherheits- und Sicherungsaspekte von 

Kernenergie und der Katastrophenvorsorge, sowie Gesundheits- und Umweltfragen und Nicht-

verbreitung. In diesem Zusammenhang umfasst die Zusammenarbeit auch die Weiterentwicklung 

der Politik und der Rechts- und Regelungsrahmen auf der Grundlage der Rechtsvorschriften und der 

Praxis der EU sowie der Standards der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO). Die 

Vertragsparteien fördern die zivile wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiet der nuklearen 

Sicherheit und Sicherung, einschließlich gemeinsamer Forschung und Entwicklung, und die 

Ausbildung und Mobilität von Wissenschaftlern. 

 

(3) Im Rahmen der Zusammenarbeit werden die als Folge der Katastrophe von Tschernobyl 

aufgetretenen Probleme sowie die Stilllegung des Kernkraftwerks Tschernobyl angegangen, 

insbesondere 

 

a) der Ummantelungsplan (Shelter Implementation Plan – SIP) für die Umwandlung des 

havarierten Reaktorblocks 4 ("Sarkophag") in ein für die Umwelt sicheres System, 

 

b) die Entsorgung abgebrannter Brennelemente, 
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c) die Dekontaminierung des Gebiets, 

 

d) die Entsorgung radioaktiver Abfälle, 

 

e) die Überwachung der Umwelt, 

 

f) weitere Bereiche nach Vereinbarung, zum Beispiel die medizinischen, wissenschaftlichen, 

wirtschaftlichen, regelungstechnischen, sozialen und administrativen Aspekte der 

Anstrengungen zur Begrenzung der Folgen der Katastrophe. 
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KAPITEL 2 

 

MAKROÖKONOMISCHE ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL 343 

 

Die EU und die Ukraine erleichtern den Prozess der wirtschaftlichen Reformen, indem sie 

zusammenarbeiten, um das Verständnis der Grundlagen ihrer Wirtschaft und der Formulierung und 

Umsetzung von Wirtschaftspolitik in der Marktwirtschaft zu verbessern. Die Ukraine ist bestrebt, 

eine funktionierende Marktwirtschaft zu errichten und ihre Politik im Einklang mit den Leitprinzi-

pien der makroökonomischen Stabilität, solider öffentlicher Finanzen und einer dauerhaft finanzier-

baren Zahlungsbilanz schrittweise an die Politik der EU anzunähern. 

 

 

ARTIKEL 344 

 

Zur Erreichung der in Artikel 343 aufgeführten Ziele arbeiten die Vertragsparteien zusammen, um 

 

a) Informationen über die makroökonomische Leistung, die makroökonomischen Aussichten 

und die Entwicklungsstrategien auszutauschen; 

 

b) gemeinsame wirtschaftliche Fragen von beiderseitigem Interesse, einschließlich wirtschafts-

politischer Maßnahmen und der Instrumente für ihre Durchführung, zum Beispiel Methoden 

für die Erstellung von Wirtschaftsprognosen und die Ausarbeitung von Strategiedokumenten, 

zu analysieren, um die Politikgestaltung der Ukraine im Einklang mit den Grundsätzen und 

der Praxis der EU zu unterstützen; 
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c) Fachwissen auf dem Gebiet der Makroökonomie auszutauschen; 

 

d) Informationen über die Grundsätze und die Funktionsweise der Europäischen Wirtschafts- 

und Währungsunion (WWU) auszutauschen. 

 

 

ARTIKEL 345 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 2 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 7. august 2017 - Nr. 129 9 von 98

www.ris.bka.gv.at



EU/UA/de 397 

KAPITEL 3 

 

VERWALTUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN:  

HAUSHALTSPOLITIK, INTERNE KONTROLLE UND EXTERNE PRÜFUNG 

 

 

ARTIKEL 346 

 

Ziel der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verwaltung der öffentlichen Finanzen ist es, die 

Entwicklung einer Haushaltspolitik und solider Systeme für die interne Kontrolle und externe 

Prüfung der öffentlichen Finanzen auf der Grundlage internationaler Standards zu gewährleisten, 

die mit den fundamentalen Grundsätzen der Rechenschaftspflicht, Transparenz, Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit vereinbar sind. 

 

 

ARTIKEL 347 

 

Die Vertragsparteien tauschen Informationen, Erfahrungen und bewährte Methoden aus und treffen 

andere Maßnahmen, insbesondere in den folgenden Bereichen: 

 

1. Haushaltspolitik: 

 

a) Entwicklung eines Systems für die mittelfristige Haushaltsvorausschätzung/-planung 

 

b) Verbesserung programmorientierter Ansätze im Haushaltsverfahren und Analyse der 

Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit der Durchführung von Haushaltsprogrammen 

 

c) Verbesserung des Informations- und Erfahrungsaustauschs über Haushaltsplanung und 

-ausführung und über öffentliche Schulden 
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2. Externe Prüfung: 

 

– Umsetzung der Standards und Methoden der Internationalen Organisation der Obersten 

Rechnungskontrollbehörden (INTOSAI) sowie Austausch bewährter Methoden der EU auf 

dem Gebiet der externen Kontrolle und Prüfung der öffentlichen Finanzen unter besonderer 

Berücksichtigung der Unabhängigkeit der zuständigen Stellen der Vertragsparteien 

 

3. Interne Kontrolle der öffentlichen Finanzen: 

 

– Weiterentwicklung des Systems für die interne Kontrolle der öffentlichen Finanzen durch 

Harmonisierung mit international vereinbarten Standards (Institute of Internal Auditors (IIA), 

International Federation of Accountants (IFAC), INTOSAI) und Methoden sowie den 

bewährten Methoden der EU für interne Kontrolle und interne Revision bei staatlichen Stellen 

 

4. Betrugsbekämpfung: 

 

– Verbesserung der Methoden für die Bekämpfung und Verhinderung von Betrug und 

Korruption in dem unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 3 

fallenden Bereich, einschließlich der Zusammenarbeit der zuständigen Verwaltungsstellen 
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ARTIKEL 348 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 3 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 4 

 

STEUERN 

 

 

ARTIKEL 349 

 

Die Vertragsparteien arbeiten bei der Förderung verantwortungsvollen Handelns im Steuerbereich 

zusammen, um die Wirtschaftsbeziehungen, den Handel, die Investitionen und den fairen 

Wettbewerb weiter zu verbessern. 

 

 

ARTIKEL 350 

 

In Bezug auf Artikel 349 erkennen die Vertragsparteien die Grundsätze verantwortungsvollen 

Handelns im Steuerbereich an, d. h. die Grundsätze der Transparenz, des Informationsaustauschs 

und des fairen Steuerwettbewerbs, die die Mitgliedstaaten auf EU-Ebene gebilligt haben, und 

verpflichten sich zu ihrer Umsetzung. Zu diesem Zweck werden die Vertragsparteien unbeschadet 

der Zuständigkeiten der EU und der Mitgliedstaaten die internationale Zusammenarbeit im 

Steuerbereich verbessern, die Einziehung legitimer Steuern erleichtern und Maßnahmen zur 

wirksamen Umsetzung der genannten Grundsätze treffen. 
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ARTIKEL 351 

 

Die Vertragsparteien intensivieren und verstärken auch ihre Zusammenarbeit zur Verbesserung und 

Weiterentwicklung des Steuersystems und der Steuerverwaltung der Ukraine, einschließlich des 

Ausbaus der Einziehungs- und Kontrollkapazitäten, unter besonderer Berücksichtigung der 

Verfahren für die Erstattung der Mehrwertsteuer (MwSt.), um das Auflaufen von Zahlungsrück-

ständen zu verhindern, eine effiziente Steuereinziehung zu gewährleisten und die Bekämpfung von 

Steuerhinterziehung und -vermeidung zu verstärken. Die Vertragsparteien sind bestrebt, die Zusam-

menarbeit und den Informationsaustausch bei der Bekämpfung des Steuerbetrugs, insbesondere des 

Karussellbetrugs, zu intensivieren. 

 

 

ARTIKEL 352 

 

Die Vertragsparteien entwickeln ihre Zusammenarbeit weiter und harmonisieren ihre Politik, um 

dem Betrug und dem Schmuggel mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren entgegenzuwirken und sie 

zu bekämpfen. Zu dieser Zusammenarbeit wird unter anderem gehören, die Verbrauchsteuersätze 

für Tabakwaren unter Berücksichtigung der sich aus dem regionalen Kontext ergebenden Sach-

zwänge unter anderem im Rahmen eines Dialogs auf regionaler Ebene im Einklang mit dem 

Rahmenübereinkommen der Weltgesundheitsorganisation zur Eindämmung des Tabakkonsums von 

2003 so weit wie möglich schrittweise anzunähern. Zu diesem Zweck werden sich die Vertrags-

parteien darum bemühen, ihre Zusammenarbeit im regionalen Kontext zu verstärken. 

 

 

ARTIKEL 353 

 

Die schrittweise Annäherung an die im EU-Besitzstand festgelegte Steuerstruktur wird im Einklang 

mit Anhang XXVIII vorgenommen. 
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ARTIKEL 354 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 4 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 5 

 

STATISTIK 

 

 

ARTIKEL 355 

 

Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusammenarbeit in statistischen Fragen und 

leisten damit einen Beitrag zur Verwirklichung des langfristigen Ziels, zeitnah international 

vergleichbare, zuverlässige statistische Daten bereitzustellen. Es wird davon ausgegangen, dass ein 

nachhaltiges, effizientes und fachlich unabhängiges nationales Statistiksystem Informationen liefert, 

die für die Bürger, Unternehmen und Entscheidungsträger in der Ukraine und in der EU relevant 

sind und sie damit in die Lage versetzen, fundierte Entscheidungen zu treffen. Das nationale 

Statistiksystem sollte mit den VN-Grundprinzipien der amtlichen Statistik im Einklang stehen und 

dem EU-Besitzstand im Bereich der Statistik, einschließlich des europäischen Verhaltenskodex für 

den Bereich der Statistik, Rechnung tragen, um das nationale Statistiksystem mit den europäischen 

Normen und Standards zu harmonisieren. Der Besitzstand im Bereich der Statistik ist im jährlich 

aktualisierten Statistical Requirements Compendium niedergelegt, das von den Vertragsparteien als 

diesem Abkommen beigefügt (Anhang XXIX) angesehen wird. 
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ARTIKEL 356 

 

Mit der Zusammenarbeit werden die folgenden Ziele verfolgt: 

 

a) weiterer Ausbau der Kapazitäten des nationalen Statistiksystems, der sich auf eine solide 

Rechtsgrundlage, auf eine geeignete Politik für die Verbreitung von Daten und Metadaten und 

auf Benutzerfreundlichkeit konzentriert, 

 

b) schrittweise Annäherung des ukrainischen Statistiksystems an das Europäische Statistische 

System, 

 

c) Feinabstimmung der Datenübermittlung an die EU unter Berücksichtigung der Anwendung 

der einschlägigen internationalen und europäischen Methoden, einschließlich der 

Klassifikationen, 

 

d) Verbesserung der fachlichen Befähigung und der Managementkapazitäten der nationalen 

Statistiker, um die Anwendung der statistischen Normen der EU zu erleichtern und einen 

Beitrag zur Weiterentwicklung des ukrainischen Statistiksystems zu leisten, 

 

e) Erfahrungsaustausch zwischen den Vertragsparteien über die Entwicklung des statistischen 

Know-hows, 

 

f) Förderung des umfassenden Qualitätsmanagements in allen Verfahren für die Erstellung und 

Verbreitung von Statistiken. 
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ARTIKEL 357 

 

Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen des Europäischen Statistischen Systems zusammen, in 

dem Eurostat das statistische Amt der EU ist. Diese Zusammenarbeit konzentriert sich unter 

anderem auf die folgenden Bereiche: 

 

a) Bevölkerungsstatistik, einschließlich Volkszählungen, 

 

b) Agrarstatistik, einschließlich Landwirtschaftszählungen und Umweltstatistik, 

 

c) Unternehmensstatistik, einschließlich Unternehmensregister und Nutzung administrativer 

Quellen zu statistischen Zwecken, 

 

d) Energie, einschließlich Bilanzen, 

 

e) volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, 

 

f) Außenhandelsstatistik, 

 

g) Regionalstatistik, 

 

h) umfassendes Qualitätsmanagement in allen Verfahren für die Erstellung und Verbreitung von 

Statistiken. 

 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 7. august 2017 - Nr. 129 16 von 98

www.ris.bka.gv.at



EU/UA/de 404 

ARTIKEL 358 

 

Die Vertragsparteien tauschen unter anderem Informationen und Fachwissen aus, entwickeln ihre 

Zusammenarbeit weiter und berücksichtigen dabei die Erfahrungen, die bereits bei der Reform des 

Statistiksystems im Rahmen verschiedener Hilfeprogramme gesammelt wurden. Die Anstrengun-

gen zielen auf eine weitere schrittweise Annäherung an den EU-Besitzstand im Bereich der Statistik 

auf der Grundlage der nationalen Strategie für die Weiterentwicklung des ukrainischen Statistik-

systems und unter Berücksichtung der Entwicklung des Europäischen Statistischen Systems. Bei 

den Verfahren für die Erstellung von Statistiken liegt das Schwergewicht auf der Weiterentwick-

lung der Stichprobenerhebungen, wobei der Notwendigkeit Rechnung getragen wird, den 

Beantwortungsaufwand zu verringern. Die Daten müssen für die Gestaltung und Überwachung der 

Politik in allen Schlüsselbereichen des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens relevant sein.  

 

 

ARTIKEL 359 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 5 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. Nach Möglichkeit sollten die im Rahmen des Europäischen 

Statistischen Systems durchgeführten Maßnahmen der Ukraine unter den üblichen Teilnahme-

bedingungen für Drittländer zur Teilnahme offenstehen. 
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KAPITEL 6 

 

UMWELT 

 

 

ARTIKEL 360 

 

Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusammenarbeit in Umweltfragen und leisten 

damit einen Beitrag zur Verwirklichung des langfristigen Ziels der nachhaltigen Entwicklung und 

der umweltgerechten Wirtschaft. Es wird davon ausgegangen, dass ein verstärkter Umweltschutz 

den Bürgern und Unternehmen in der Ukraine und in der EU Vorteile bringt, unter anderem bessere 

öffentliche Gesundheit, Erhaltung natürlicher Ressourcen, höhere wirtschaftliche und ökologische 

Effizienz, Einbeziehung der Umweltbelange in andere Politikbereiche und höhere Produktion dank 

moderner Technologien. Die Zusammenarbeit wird im Interesse der Vertragsparteien auf der 

Grundlage der Gleichheit und des beiderseitigen Vorteils unter Berücksichtigung der gegenseitigen 

Abhängigkeit der Vertragsparteien auf dem Gebiet des Umweltschutzes und der damit zusammen-

hängenden multilateralen Übereinkünfte durchgeführt. 

 

 

ARTIKEL 361 

 

Ziel der Zusammenarbeit ist die Erhaltung, der Schutz, die Verbesserung und die Sanierung der 

Umwelt, der Schutz der menschlichen Gesundheit, die umsichtige und rationelle Nutzung natürli-

cher Ressourcen und die Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung 

regionaler oder globaler Umweltprobleme, unter anderem in den folgenden Bereichen: 

 

a) Klimawandel, 
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b) verantwortungsvolles Handeln im Umweltbereich und Querschnittsfragen, einschließlich 

Bildung und Ausbildung, sowie Zugang zu Informationen und Entscheidungsprozessen im 

Umweltbereich, 

 

c) Luftqualität, 

 

d) Wasserqualitäts- und Wasserressourcenmanagement unter Einschluss der Meeresumwelt, 

 

e) Abfall- und Ressourcenmanagement, 

 

f) Naturschutz, einschließlich der Erhaltung und des Schutzes der biologischen und landschaft-

lichen Vielfalt (Öko-Netzwerke), 

 

g) Verschmutzung durch Industrieanlagen und industrielle Gefahren, 

 

h) Chemikalien, 

 

i) genetisch veränderte Organismen, unter anderem in der Landwirtschaft, 

 

j) Lärmbelastung, 

 

k) Katastrophenschutz, einschließlich Naturkatastrophen und von Menschen ausgelösten 

Katastrophen, 

 

l) städtische Umwelt, 

 

m) Umweltgebühren. 
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ARTIKEL 362 

 

(1) Die Vertragsparteien treffen unter anderem folgende Maßnahmen: 

 

a) Austausch von Informationen und Fachwissen, 

 

b) gemeinsame Forschung und Informationsaustausch auf dem Gebiet saubererer Technologien, 

 

c) Vorkehrungen für Katastrophen und sonstige Notfälle, 

 

d) gemeinsame Maßnahmen auf regionaler und internationaler Ebene, unter anderem mit Blick 

auf die von den Vertragsparteien ratifizierten multilateralen Umweltübereinkünfte und, falls 

angezeigt, gemeinsame Maßnahmen im Rahmen der zuständigen Einrichtungen. 

 

(2) Besondere Aufmerksamkeit widmen die Vertragsparteien grenzübergreifenden Fragen. 

 

 

ARTIKEL 363 

 

Die schrittweise Annäherung der ukrainischen Rechtsvorschriften an die Rechtsvorschriften und die 

Politik der EU im Umweltbereich wird im Einklang mit Anhang XXX vorgenommen. 
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ARTIKEL 364 

 

Die Zusammenarbeit im Bereich des Katastrophenschutzes erfolgt durch Umsetzung von 

Abkommen auf diesem Gebiet, die im Rahmen der jeweiligen Zuständigkeiten und Befugnisse der 

EU und ihrer Mitgliedstaaten und im Einklang mit den rechtlichen Verfahren der Vertragsparteien 

zwischen den Vertragsparteien geschlossen wurden. Sie hat unter anderem die folgenden Ziele: 

 

a) Erleichterung der gegenseitigen Hilfe in Notfällen, 

 

b) Austausch von Frühwarnungen und aktuellen Informationen über grenzüberschreitende 

Notfälle rund um die Uhr, einschließlich Hilfeersuchen und -angeboten, 

 

c) Bewertung der Auswirkungen von Katastrophen auf die Umwelt, 

 

d) Einladung von Experten zu technischen Workshops und Symposien zu 

Katastrophenschutzfragen, 

 

e) im Einzelfall Einladung von Beobachtern zu Übungen und Ausbildungsmaßnahmen, die von 

der EU und/oder der Ukraine veranstaltet werden, 

 

f) Verstärkung der bestehenden Zusammenarbeit beim wirksamsten Einsatz der verfügbaren 

Katastrophenschutzkapazitäten. 
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ARTIKEL 365 

 

Die Zusammenarbeit hat unter anderem die folgenden Ziele: 

 

a) Entwicklung einer Umweltgesamtstrategie zu folgenden Punkten: geplante institutionelle 

Reformen (mit Zeitplänen) zur Gewährleistung der Anwendung und Durchsetzung des 

Umweltrechts, Verteilung der Zuständigkeiten der Umweltverwaltung auf nationaler, 

regionaler und kommunaler Ebene, Verfahren für die Entscheidungsfindung und die 

Umsetzung von Entscheidungen, Verfahren für die Förderung der Einbeziehung der 

Umweltbelange in andere Politikbereiche, Ermittlung der notwendigen personellen und 

finanziellen Mittel und Überprüfungsmechanismus, 

 

b) Entwicklung von Sektorstrategien für die folgenden Bereiche: Luftqualität, Wasserqualitäts- 

und -ressourcenmanagement unter Einschluss der Meeresumwelt, Abfall- und Ressourcen-

management, Naturschutz, Verschmutzung durch Industrieanlagen und industrielle Gefahren 

und Chemikalien, einschließlich genau festgelegter zeitlicher Vorgaben und wichtiger 

Etappenziele für die Umsetzung, administrativer Zuständigkeiten sowie Strategien für die 

Finanzierung von Investitionen in Infrastruktur und Technologie, 

 

c) Entwicklung und Umsetzung einer Klimapolitik, insbesondere nach Maßgabe des 

Anhangs XXXI. 

 

 

ARTIKEL 366 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 6 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 7. august 2017 - Nr. 129 22 von 98

www.ris.bka.gv.at



EU/UA/de 410 

KAPITEL 7 

 

VERKEHR 

 

 

ARTIKEL 367 

 

Die Vertragsparteien 

 

a) erweitern und verstärken ihre Zusammenarbeit im Verkehrsbereich, um einen Beitrag zur 

Entwicklung nachhaltiger Verkehrssysteme zu leisten; 

 

b) fördern effiziente, sichere Beförderungsleistungen sowie die Intermodalität und Interopera-

bilität der Verkehrssysteme; 

 

c) bemühen sich, die wichtigsten Verkehrsverbindungen zwischen ihren Gebieten zu verbessern. 

 

 

ARTIKEL 368 

 

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen aus Verkehrsabkommen zwischen den Vertragsparteien ist 

es Ziel der Zusammenarbeit der Vertragsparteien, die Umstrukturierung und Modernisierung des 

Verkehrssektors der Ukraine und die schrittweise Annäherung an Betriebsnormen und eine Politik, 

die mit denen in der EU vergleichbar sind, zu erleichtern, insbesondere durch Durchführung der in 

Anhang XXXII festgelegten Maßnahmen. Die Durchführung der genannten Maßnahmen darf nicht 

im Widerspruch zu den Rechten und Pflichten der Vertragsparteien aus internationalen Überein-

künften, zu deren Vertragsparteien sie gehören, oder zu ihrer Beteiligung an internationalen 

Organisationen stehen. 
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(2) Ziel der Zusammenarbeit ist ferner die Verbesserung des Personen- und Güterverkehrs, die 

Verbesserung des Verkehrsflusses zwischen der Ukraine, der EU und Drittländern in der Region 

durch Beseitigung administrativer, technischer, grenzüberschreitender und sonstiger Hindernisse, 

die Verbesserung der Verkehrsnetze und der Ausbau der Infrastruktur vor allem auf den Hauptver-

kehrsachsen zwischen den Vertragsparteien. Diese Zusammenarbeit umfasst Maßnahmen zur 

Erleichterung des Grenzübertritts. 

 

(3) Die Zusammenarbeit umfasst einen Informationsaustausch und gemeinsame Maßnahmen 

 

– auf regionaler Ebene, insbesondere unter Berücksichtigung und Einbeziehung der Fortschritte, 

die im Rahmen der verschiedenen regionalen Regelungen für die Zusammenarbeit im 

Verkehrsbereich – zum Beispiel Verkehrsausschuss für die Östliche Partnerschaft, Verkehrs-

korridor Europa-Kaukasus-Asien (TRACECA), Baku-Prozess und andere Initiativen im 

Verkehrsbereich – erzielt wurden; 

 

– auf internationaler Ebene, unter anderem mit Blick auf die internationalen Verkehrsorganisa-

tionen und die von den Vertragsparteien ratifizierten internationalen Übereinkünfte, im 

Rahmen der verschiedenen Verkehrsagenturen der EU. 

 

 

ARTIKEL 369 

 

Diese Zusammenarbeit umfasst unter anderem die folgenden Bereiche: 

 

a) Entwicklung einer nachhaltigen nationalen Verkehrspolitik, die alle Verkehrsträger umfasst, 

insbesondere im Hinblick auf die Sicherstellung effizienter, sicherer Verkehrssysteme und die 

Förderung der Einbeziehung der Verkehrsbelange in andere Politikbereiche; 
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b) Entwicklung von Sektorstrategien auf der Grundlage der nationalen Verkehrspolitik 

(einschließlich der rechtlichen Voraussetzungen für die Modernisierung der technischen 

Anlagen und Flotten, damit sie den strengsten internationalen Normen entsprechen) für den 

Straßen-, Schienen-, Binnenschiffs-, Luft-, See- und intermodalen Verkehr, einschließlich 

zeitlicher Vorgaben und wichtiger Etappenziele für die Umsetzung, administrativer 

Zuständigkeiten und Finanzierungsplänen; 

 

c) Ausbau des an das Transeuropäische Verkehrsnetz (TEN-V) angeschlossenen multimodalen 

Verkehrsnetzes und Verbesserung der Infrastrukturpolitik, um Infrastrukturprojekte für die 

verschiedenen Verkehrsträger besser ermitteln und bewerten zu können; Entwicklung von 

Finanzierungsstrategien, die sich auf Instandhaltung, Kapazitätsengpässe und fehlende 

Anbindungen konzentrieren, sowie Mobilisierung und Förderung einer Beteiligung der 

Privatwirtschaft an Verkehrsprojekten nach Maßgabe des Anhangs XXXIII; 

 

d) Beitritt zu einschlägigen internationalen Verkehrsorganisationen und -übereinkünften, 

einschließlich Verfahren für die Sicherstellung einer strikten Anwendung und wirksamen 

Durchsetzung internationaler Verkehrsübereinkünfte; 

 

e) wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit und Informationsaustausch zur Entwicklung 

und Verbesserung von Technologien, zum Beispiel intelligenten Verkehrssystemen; 

 

f) Förderung des Einsatzes von intelligenten Verkehrssystemen und Informationstechnologie bei 

Management und Betrieb aller Verkehrsträger sowie Unterstützung der Intermodalität und 

Zusammenarbeit bei der Nutzung von Raumsystemen und kommerziellen Anwendungen zur 

Erleichterung des Verkehrs. 
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ARTIKEL 370 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 7 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 8 

 

RAUMFAHRT 

 

 

ARTIKEL 371 

 

(1) Die Vertragsparteien fördern eine für beide Seiten vorteilhafte Zusammenarbeit im Bereich 

der zivilen Weltraumforschung und der Raumfahrtanwendungen, insbesondere auf den folgenden 

Gebieten: 

 

a) globale Satellitennavigationssysteme, 

 

b) Erdbeobachtung und globale Überwachung, 

 

c) Weltraumwissenschaft und Weltraumerkundung, 

 

d) angewandte Raumfahrttechnologien, einschließlich Träger- und Antriebstechnologie. 
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(2) Die Vertragsparteien werden den Erfahrungsaustausch über Politik, Verwaltung und 

rechtliche Aspekte im Bereich der Raumfahrt sowie über die Umstrukturierung der Industrie und 

die kommerzielle Nutzung von Raumfahrttechnologien unterstützen und fördern. 

 

 

ARTIKEL 372 

 

(1) Die Zusammenarbeit wird den Informationsaustausch über Politik und Programme der 

Vertragsparteien und die entsprechenden Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit und gemeinsame 

Projekte umfassen, einschließlich der Teilnahme ukrainischer Stellen an den einschlägigen 

Raumfahrt- und Verkehrsthemen des nächsten EU Rahmenprogramms für Forschung und 

Innovation "Horizont 2020". 

 

(2) Die Vertragsparteien werden den Austausch von Wissenschaftlern und den Aufbau einschlä-

giger Netze fördern und unterstützen. 

 

(3) Die Zusammenarbeit könnte auch den Erfahrungsaustausch über das Management von 

Weltraumforschungs- und -wissenschaftseinrichtungen sowie die Entwicklung eines die Forschung 

und die Anwendung neuer Technologien begünstigenden Umfelds und einen angemessenen Schutz 

der entsprechenden Rechte des geistigen und gewerblichen Eigentums umfassen. 

 

 

ARTIKEL 373 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 8 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt, falls angezeigt, einschließlich der Koordinierung und 

Zusammenarbeit mit der Europäischen Weltraumorganisation bei diesen und anderen einschlägigen 

Themen. 
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KAPITEL 9 

 

ZUSAMMENARBEIT IN WISSENSCHAFT UND TECHNOLOGIE 

 

 

ARTIKEL 374 

 

Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusammenarbeit in Wissenschaft und 

Technologie, um sowohl zur wissenschaftlichen Entwicklung selbst beizutragen, als auch ihr 

wissenschaftliches Potenzial für die Leistung eines Beitrags zur Bewältigung nationaler und 

globaler Herausforderungen zu stärken. Die Vertragsparteien bemühen sich, durch Ausbau ihrer 

Forschungskapazitäten und Humanressourcen zu Fortschritten beim Erwerb des für eine nachhaltige 

wirtschaftliche Entwicklung relevanten wissenschaftlichen und technologischen Wissens 

beizutragen. Die gemeinsame Nutzung und Bündelung wissenschaftlicher Erkenntnisse wird der 

Wettbewerbsfähigkeit der Vertragsparteien zugutekommen, indem sich die Fähigkeit ihrer 

Wirtschaft verbessert, Wissen zu schaffen und zu nutzen, um neue Waren und Dienstleistungen auf 

den Markt zu bringen. Schließlich werden die Vertragsparteien ihr wissenschaftliches Potenzial 

entwickeln, um ihre globalen Aufgaben und Zusagen in Bereichen wie den folgenden zu erfüllen: 

Gesundheitsfragen, Umweltschutz einschließlich des Klimaschutzes und andere globale 

Herausforderungen. 
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ARTIKEL 375 

 

(1) Bei dieser Zusammenarbeit wird der derzeitige, mit dem Abkommen über die wissenschaft-

lich-technische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Ukraine 

geschaffene förmliche Rahmen für die Zusammenarbeit sowie das Ziel der Ukraine berücksichtigt, 

sich schrittweise der Politik und den Rechtsvorschriften der EU im Bereich Wissenschaft und 

Technologie anzunähern. 

 

(2) Ziel der Zusammenarbeit der Vertragsparteien ist es, die Einbeziehung der Ukraine in den 

Europäischen Forschungsraum zu erleichtern. 

 

(3) Mit dieser Zusammenarbeit wird die Ukraine bei der Reform und Umstrukturierung ihres 

Wissenschaftsmanagements und ihrer Forschungseinrichtungen (einschließlich des Ausbaus ihrer 

Kapazitäten für Forschung und technologische Entwicklung) unterstützt, um so die Entwicklung 

einer wettbewerbsfähigen Wirtschaft und wissensgestützten Gesellschaft zu fördern. 

 

 

ARTIKEL 376 

 

Die Zusammenarbeit wird insbesondere wie folgt durchgeführt: 

 

a) Informationsaustausch über die Wissenschafts- und Technologiepolitik der Vertragsparteien, 

 

b) Teilnahme am nächsten EU Rahmenprogramm für Forschung und Innovation "Horizont 

2020", 

 

c) gemeinsame Durchführung wissenschaftlicher Programme und Forschungsarbeiten, 
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d) gemeinsame Forschung und Entwicklung zur Förderung des wissenschaftlichen Fortschritts 

und des Transfers von Technologie und Know-how, 

 

e) Ausbildung durch Mobilitätsprogramme für Forscher und Spezialisten, 

 

f) Organisation gemeinsamer Veranstaltungen/Maßnahmen im Bereich Wissenschaft und 

technologische Entwicklung, 

 

g) Durchführungsmaßnahmen zur Entwicklung eines die Forschung und die Anwendung neuer 

Technologien begünstigenden Umfelds und angemessener Schutz des sich aus der Forschung 

ergebenden geistigen Eigentums, 

 

h) Intensivierung der Zusammenarbeit auf regionaler und internationaler Ebene, insbesondere im 

Schwarzmeerraum und in multilateralen Organisationen wie der Organisation der Vereinten 

Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), der Organisation für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der Gruppe der Acht (G8) sowie 

im Rahmen multilateraler Übereinkünfte wie des Rahmenübereinkommens der Vereinten 

Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) von 1992, 

 

i) Austausch von Fachwissen über das Management von Forschungs- und Wissenschafts-

einrichtungen, um deren Fähigkeiten zur Durchführung wissenschaftlicher Forschungs-

arbeiten und zur Beteiligung daran zu entwickeln und zu verbessern. 

 

 

ARTIKEL 377 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 9 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 10 

 

INDUSTRIE- UND UNTERNEHMENSPOLITIK 

 

 

ARTIKEL 378 

 

Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusammenarbeit in der Industrie- und 

Unternehmenspolitik und verbessern dadurch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für alle 

Wirtschaftsbeteiligten, besonders aber für kleine und mittlere Unternehmen (KMU). Durch eine 

engere Zusammenarbeit, die auf der KMU- und Industriepolitik der EU beruhen sollte und den 

international anerkannten Grundsätzen und Methoden auf diesem Gebiet Rechnung trägt, sollte der 

Verwaltungs- und Regelungsrahmen für in der Ukraine und in der EU tätige ukrainische und EU-

Unternehmen verbessert werden. 

 

 

ARTIKEL 379 

 

Zur Erreichung der in Artikel 378 aufgeführten Ziele arbeiten die Vertragsparteien zusammen, um 

 

a) Strategien zur Förderung von KMU umzusetzen, die auf den Grundsätzen der Europäischen 

Charta für Kleinunternehmen beruhen, und die Umsetzung durch jährliche Berichterstattung 

und Dialog zu verfolgen; ein Schwerpunkt dieser Zusammenarbeit werden Kleinstunterneh-

men und Handwerksbetriebe sein, die für die Wirtschaft sowohl der EU als auch der Ukraine 

von größter Bedeutung sind; 

 

b) durch Austausch von Informationen und bewährten Methoden bessere Rahmenbedingungen 

zu schaffen und einen Beitrag zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu leisten; diese 

Zusammenarbeit wird das Management des Strukturwandels (Umstrukturierung) sowie 

Umwelt- und Energiefragen wie Energieeffizienz und sauberere Produktion umfassen; 
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c) die Regelungen und die Regelungspraxis unter besonderer Berücksichtigung des Austauschs 

bewährter Methoden auf dem Gebiet der Regelungstechniken, einschließlich der Grundsätze 

der EU, zu vereinfachen und zu rationalisieren; 

 

d) durch Austausch von Informationen und bewährten Methoden auf dem Gebiet der kommer-

ziellen Nutzung der Ergebnisse von Forschung und Entwicklung (einschließlich der Förder-

instrumente für die Gründung technologiegestützter Unternehmen), der Clusterbildung und 

des Zugangs zu Finanzierungsmöglichkeiten die Entwicklung einer Innovationspolitik zu 

fördern; 

 

e) mehr Kontakte zwischen EU- und ukrainischen Unternehmen sowie zwischen diesen 

Unternehmen und den Behörden in der Ukraine und der EU zu fördern; 

 

f) die Einrichtung einer Exportförderung in der Ukraine zu unterstützen; 

 

g) die Modernisierung und Umstrukturierung der ukrainischen und der EU-Industrie in 

bestimmten Sektoren zu erleichtern. 

 

 

ARTIKEL 380 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 10 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. Darin werden Vertreter von EU- und ukrainischen Unterneh-

men einbezogen. 
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KAPITEL 11 

 

BERGBAU UND METALLE 

 

 

ARTIKEL 381 

 

Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusammenarbeit im Bereich der Bergbau- und 

der Metallindustrie, um das gegenseitige Verständnis, die Verbesserung der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen, den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit in Nichtenergiefragen zu 

fördern, insbesondere in Bezug auf den Abbau von Metallerzen und Industriemineralen. Diese 

Zusammenarbeit lässt die Bestimmungen über Kohle in Artikel 339 unberührt. 

 

 

ARTIKEL 382 

 

Zur Erreichung der in Artikel 381 aufgeführten Ziele arbeiten die Vertragsparteien zusammen, um 

 

a) Informationen über die allgemeine Lage ihrer Bergbau- und ihrer Metallindustrie 

auszutauschen; 

 

b) Informationen über die Aussichten für die Bergbau- und die Metallindustrie der EU und der 

Ukraine hinsichtlich Verbrauch, Produktion und Marktprognosen auszutauschen; 

 

c) Informationen über Maßnahmen der Vertragsparteien zur Erleichterung der Umstrukturierung 

in diesen Sektoren auszutauschen; 

 

d) Informationen und bewährte Methoden im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung 

der Bergbau- und der Metallindustrie in der Ukraine und in der EU auszutauschen. 
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KAPITEL 12 

 

FINANZDIENSTLEISTUNGEN 

 

 

ARTIKEL 383 

 

In der Erkenntnis, dass eine wirksame Regelung und Praxis im Bereich der Finanzdienstleistungen 

notwendig ist, um eine voll funktionsfähige Marktwirtschaft zu errichten und den Handel zwischen 

den Vertragsparteien zu fördern, kommen die Vertragsparteien überein, im Bereich der Finanz-

dienstleistungen zusammenzuarbeiten, um 

 

a) die Anpassung der Finanzdienstleistungsregulierung an die Erfordernisse einer offenen 

Marktwirtschaft zu unterstützen; 

 

b) einen wirksamen, angemessenen Schutz von Investoren und anderen Nutzern von Finanz-

dienstleistungen zu gewährleisten; 

 

c) die Stabilität und Integrität des globalen Finanzsystems zu gewährleisten; 

 

d) die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren des Finanzsystems, einschließlich 

der Regulierungs- und Aufsichtsbehörden zu fördern; 

 

e) eine unabhängige und wirksame Aufsicht zu gewährleisten. 
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ARTIKEL 384 

 

(1) Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Regulierungs- 

und Aufsichtsbehörden, einschließlich des Informationsaustauschs, der Weitergabe von Fachwissen 

über die Finanzmärkte und ähnlicher Maßnahmen. 

 

(2) Besondere Aufmerksamkeit gilt dem Ausbau der Verwaltungskapazitäten dieser Behörden, 

unter anderem durch Personalaustausch und gemeinsame Schulungen. 

 

 

ARTIKEL 385 

 

Die Vertragsparteien fördern die schrittweise Annäherung an die international anerkannten 

Regulierungs- und Aufsichtsstandards im Bereich der Finanzdienstleistungen. Die einschlägigen 

Teile des EU-Besitzstands im Bereich der Finanzdienstleistungen sind Gegenstand von Titel IV 

(Handel und Handelsfragen) Kapitel 6 (Niederlassung, Dienstleistungshandel und elektronischer 

Geschäftsverkehr). 

 

 

ARTIKEL 386 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 12 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 13 

 

GESELLSCHAFTSRECHT, CORPORATE GOVERNANCE,  

RECHNUNGSLEGUNG UND PRÜFUNG 

 

 

ARTIKEL 387 

 

(1) In Anerkennung der Bedeutung einer wirksamen Regelung und Praxis in den Bereichen 

Gesellschaftsrecht und Corporate Governance sowie Rechnungslegung und Prüfung für die Errich-

tung einer voll funktionsfähigen Marktwirtschaft und für die Förderung des Handels vereinbaren die 

Vertragsparteien eine Zusammenarbeit 

 

a) beim Schutz von Anteilseignern, Gläubigern und sonstigen Interessenträgern im Einklang mit 

den in Anhang XXXIV aufgeführten EU-Vorschriften in diesem Bereich, 

 

b) bei der Einführung einschlägiger internationaler Standards auf nationaler Ebene und der 

schrittweisen Annäherung an die in Anhang XXXV aufgeführten EU-Rechtsvorschriften im 

Bereich der Rechnungslegung und Prüfung, 

 

c) bei der Weiterentwicklung der Corporate-Governance-Politik im Einklang mit internationalen 

Standards sowie bei der schrittweisen Annäherung an die in Anhang XXXVI aufgeführten 

EU-Rechtsvorschriften und -Empfehlungen in diesem Bereich. 

 

(2) Ziel der Vertragsparteien wird es sein, Informationen und Fachwissen über bestehende 

Systeme und wichtige neue Entwicklungen in diesen Bereichen auszutauschen. Ferner streben die 

Vertragsparteien an, den Informationsaustausch zwischen dem nationalen Register der Ukraine und 

den Unternehmensregistern der EU-Mitgliedstaaten zu verbessern. 
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ARTIKEL 388 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 13 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 14 

 

INFORMATIONSGESELLSCHAFT 

 

 

ARTIKEL 389 

 

Die Vertragsparteien intensivieren die Zusammenarbeit beim Aufbau der Informationsgesellschaft, 

damit Bürger und Unternehmen von breit verfügbarer Informations- und Kommunikationstechno-

logie (IKT) und von höherwertigen Diensten zu erschwinglichen Preisen profitieren können. Durch 

diese Zusammenarbeit wird auch der Zugang zu den Märkten für elektronische Kommunikations-

dienste erleichtert, so dass Wettbewerb und Investitionen in diesem Sektor gefördert werden. 

 

 

ARTIKEL 390 

 

Ziele der Zusammenarbeit sind die Umsetzung der nationalen Strategien für die Informationsgesell-

schaft, die Entwicklung eines umfassenden Regelungsrahmens für die elektronische Kommuni-

kation und die stärkere Beteiligung der Ukraine an IKT-Forschungsarbeiten der EU. 
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ARTIKEL 391 

 

Die Zusammenarbeit umfasst folgende Themen: 

 

a) Förderung des Breitbandanschlusses, der Verbesserung der Netzsicherheit und der breiteren 

Nutzung der IKT durch Bürger, Unternehmen und Behörden durch Entwicklung lokaler 

Inhalte für das Internet und Einführung von Online-Diensten, insbesondere von elektroni-

schem Geschäftsverkehr, elektronischen Behördendiensten, elektronischen Gesundheits-

diensten und computergestütztem Lernen; 

 

b) Koordinierung der Politik für die elektronische Kommunikation im Hinblick auf die optimale 

Nutzung des Funkfrequenzspektrums und die Interoperabilität der Netze in der Ukraine und 

der EU; 

 

c) Stärkung der Unabhängigkeit und Ausbau der Verwaltungskapazitäten der nationalen 

Regulierungsbehörde im Bereich der Kommunikation, um sicherzustellen, dass sie geeignete 

Regulierungsmaßnahmen treffen und ihre Entscheidungen und alle geltenden Regelungen 

durchsetzen kann, und um fairen Wettbewerb auf den Märkten zu gewährleisten; die nationale 

Regulierungsbehörde im Bereich der Kommunikation sollte bei der Beaufsichtigung dieser 

Märkte mit der Wettbewerbsbehörde zusammenarbeiten; 

 

d) Förderung gemeinsamer Forschungsprojekte im Bereich der Informations- und Kommuni-

kationstechnologie im nächsten EU Rahmenprogramm für Forschung und Innovation 

"Horizont 2020". 
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ARTIKEL 392 

 

Die Vertragsparteien tauschen Informationen, bewährte Methoden und Erfahrungen aus, führen 

gemeinsame Maßnahmen zur Entwicklung eines umfassenden Regelungsrahmens durch und 

gewährleisten das effiziente Funktionieren der Märkte für elektronische Kommunikation und den 

unverfälschten Wettbewerb auf diesen Märkten. 

 

 

ARTIKEL 393 

 

Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit zwischen der nationalen Regulierungsbehörde 

der Ukraine im Bereich der Kommunikation und den nationalen Regulierungsbehörden in der EU. 

 

 

ARTIKEL 394 

 

(1) Die Vertragsparteien fördern die schrittweise Annäherung an die Rechtsvorschriften und den 

Regelungsrahmen der EU im Bereich der Informationsgesellschaft und der elektronischen 

Kommunikation. 

 

(2) Die einschlägigen Bestimmungen sowie der EU-Besitzstand im Bereich der Informations-

gesellschaft und der elektronischen Kommunikation sind Gegenstand von Anlage XVII-3 

(Vorschriften für Telekommunikationsdienste) zu Titel IV (Handel und Handelsfragen) Kapitel 6 

(Niederlassung, Dienstleistungshandel und elektronischer Geschäftsverkehr). 

 

 

ARTIKEL 395 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 14 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 15 

 

POLITIK IM AUDIOVISUELLEN BEREICH 

 

 

ARTIKEL 396 

 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten bei der Förderung des audiovisuellen Sektors in Europa 

zusammen und fördern Koproduktionen in den Bereichen Film und Fernsehen. 

 

(2) Die Zusammenarbeit könnte unter anderem die Ausbildung von Journalisten und anderen 

Fachkräften von Print- und elektronischen Medien umfassen sowie Unterstützung für die 

(öffentlichen und privaten) Medien, um ihre Unabhängigkeit, ihre Professionalität und ihre 

Verbindungen zu den europäischen Medien im Einklang mit europäischen Standards, einschließlich 

der Standards des Europarats, zu stärken. 

 

 

ARTIKEL 397 

 

Die schrittweise Annäherung an die Rechtsvorschriften und den Regelungsrahmen sowie die 

internationalen Übereinkünfte der EU im audiovisuellen Bereich wird insbesondere nach Maßgabe 

des Anhangs XXXVII vorgenommen. 

 

 

ARTIKEL 398 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 15 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 16 

 

TOURISMUS 

 

 

ARTIKEL 399 

 

Die Vertragsparteien arbeiten im Bereich des Tourismus zusammen, um eine wettbewerbsfähigere 

Tourismusbranche als Quelle von Wirtschaftswachstum und wirtschaftlicher Emanzipation, 

Beschäftigung und Devisen zu entwickeln. 

 

 

ARTIKEL 400 

 

(1) Die Zusammenarbeit auf bilateraler, regionaler und europäischer Ebene stützt sich auf die 

folgenden Grundsätze: 

 

a) Wahrung der Integrität und der Interessen der lokalen Gemeinschaften, insbesondere im 

ländlichen Raum, 

 

b) Bedeutung des kulturellen Erbes, 

 

c) positive Wechselwirkungen zwischen Tourismus und Umweltschutz. 

 

(2) Die einschlägigen Bestimmungen, die Reiseveranstalter betreffen, sind in Titel IV (Handel 

und Handelsfragen) Kapitel 6 (Niederlassung, Dienstleistungshandel und elektronischer Geschäfts-

verkehr) enthalten. Die einschlägigen Bestimmungen, die die Freizügigkeit betreffen, sind 

Gegenstand von Artikel 19. 
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ARTIKEL 401 

 

Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf folgende Aspekte: 

 

a) Austausch von Informationen, bewährten Methoden und Erfahrungen sowie Transfer von 

"Know-how", unter anderem auf dem Gebiet innovativer Technologien,  

 

b) Gründung einer strategischen Partnerschaft zwischen öffentlichen, privaten und Gemein-

schaftsinteressen, um die nachhaltige Entwicklung des Tourismus zu gewährleisten, 

 

c) Förderung und Entwicklung von Tourismusprodukten und -märkten, Infrastruktur, Human-

ressourcen und institutionellen Strukturen, 

 

d) Entwicklung und Umsetzung einer effizienten Politik und effizienter Strategien, einschließ-

lich geeigneter rechtlicher, administrativer und finanzieller Aspekte,  

 

e) Tourismusausbildung und Kapazitätsausbau zur Verbesserung der Leistungsstandards, 

 

f) Entwicklung und Förderung eines von den lokalen Gemeinschaften getragenen Tourismus. 

 

 

ARTIKEL 402 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 16 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 17 

 

LANDWIRTSCHAFT UND LÄNDLICHE ENTWICKLUNG 

 

 

ARTIKEL 403 

 

Die Vertragsparteien arbeiten bei der Förderung der Entwicklung der Landwirtschaft und des 

ländlichen Raums zusammen, insbesondere durch schrittweise Annäherung der Politik und der 

Rechtsvorschriften. 

 

 

ARTIKEL 404 

 

Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien im Bereich Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

umfasst unter anderem Folgendes: 

 

a) Erleichterung des gegenseitigen Verständnisses der Politik zur Entwicklung der Landwirt-

schaft und des ländlichen Raums, 

 

b) Ausbau der Verwaltungskapazitäten auf zentraler und lokaler Ebene für die Planung, 

Evaluierung und Umsetzung der Politik, 

 

c) Förderung einer modernen, nachhaltigen landwirtschaftlichen Produktion, die umweltfreund-

lich und mit dem Tierwohl vereinbar ist, einschließlich der Ausweitung des ökologischen 

Landbaus und des Einsatzes von Biotechnologien, unter anderem durch Anwendung 

bewährter Methoden auf diesen Gebieten, 

 

d) Austausch von Wissen und bewährten Methoden für die ländliche Entwicklung, um das 

wirtschaftliche Wohl ländlicher Gemeinschaften zu fördern, 
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e) Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Agrarsektors und der Effizienz und Transparenz 

der Märkte sowie der Investitionsbedingungen, 

 

f) Verbreitung von Wissen durch Ausbildung und Informationsveranstaltungen, 

 

g) Unterstützung der Innovation durch Forschung und Förderung von Beratungsdiensten für 

landwirtschaftliche Erzeuger, 

 

h) Verbesserung der Harmonisierung in Fragen, die im Rahmen internationaler Organisationen 

behandelt werden, 

 

i) Austausch bewährter Methoden auf dem Gebiet der Unterstützungsmechanismen für 

Agrarpolitik und ländliche Gebiete, 

 

j) Förderung der Qualitätssicherung für landwirtschaftliche Erzeugnisse in den Bereichen 

Produktnormen, Erzeugungsbedingungen und Qualitätssysteme. 

 

 

ARTIKEL 405 

 

Bei der Durchführung der beschriebenen Zusammenarbeit unterstützen die Vertragsparteien 

unbeschadet des Titels IV (Handel und Handelsfragen) die schrittweise Annäherung an die 

einschlägigen und insbesondere die in Anhang XXXVIII aufgeführten Rechtsvorschriften und 

Regulierungsnormen der EU. 
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ARTIKEL 406 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 17 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 18 

 

FISCHEREI- UND MEERESPOLITIK 

 

 

ABSCHNITT 1 

 

FISCHEREIPOLITIK 

 

 

ARTIKEL 407 

 

(1) Im Fischereisektor arbeiten die Vertragsparteien in für beide Seiten vorteilhaften Fragen von 

gemeinsamem Interesse zusammen, einschließlich der Erhaltung und Bewirtschaftung lebender 

aquatischer Ressourcen, Kontrollen und Überwachung, der Sammlung von Daten und der 

Bekämpfung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei. 

 

(2) Bei dieser Zusammenarbeit halten sie ihre internationalen Verpflichtungen in Bezug auf die 

Bewirtschaftung und Erhaltung lebender aquatischer Ressourcen ein. 
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ARTIKEL 408 

 

Die Vertragsparteien treffen gemeinsame Maßnahmen, tauschen Informationen aus und unter-

stützen einander, um Folgendes zu fördern: 

 

a) verantwortungsvolles Handeln und bewährte Methoden bei der Bestandsbewirtschaftung, um 

die nachhaltige Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischbestände auf der Grundlage des 

Ökosystem-Ansatzes zu gewährleisten; 

 

b) verantwortungsvolle Fischerei und Bestandsbewirtschaftung im Einklang mit den Grund-

sätzen der nachhaltigen Entwicklung, um die Fischbestände und Ökosysteme in einem 

gesunden Zustand zu erhalten; 

 

c) Zusammenarbeit im Rahmen regionaler Fischereiorganisationen. 

 

 

ARTIKEL 409 

 

In Bezug auf Artikel 408 intensivieren die Vertragsparteien unter Berücksichtigung der besten 

wissenschaftlichen Gutachten die Zusammenarbeit und Koordinierung ihrer Maßnahmen auf dem 

Gebiet der Bewirtschaftung und Erhaltung lebender aquatischer Ressourcen im Schwarzen Meer. 

Die Vertragsparteien fördern eine breitere internationale Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum, 

um die Beziehungen im Rahmen einer geeigneten regionalen Fischereiorganisation auszubauen. 
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ARTIKEL 410 

 

Die Vertragsparteien fördern Maßnahmen wie Erfahrungsaustausch und Unterstützung, mit denen 

die Umsetzung einer nachhaltigen Fischereipolitik auf der Grundlage der vorrangigen Bereiche des 

EU-Besitzstands in diesem Bereich gewährleistet werden soll, unter anderem: 

 

a) Bewirtschaftung lebender aquatischer Ressourcen, Fischereiaufwand und technische 

Maßnahmen, 

 

b) Kontrollen und Überwachung der Fischereitätigkeiten unter Einsatz der notwendigen Überwa-

chungsausrüstung, einschließlich eines Schiffsüberwachungssystems, sowie Entwicklung 

entsprechender Verwaltungs- und Justizstrukturen, die in der Lage sind, geeignete Maßnah-

men anzuwenden, 

 

c) harmonisierte Sammlung von Fang-, Anlande-, Flotten-, biologischen und wirtschaftlichen 

Daten, 

 

d) Steuerung der Fangkapazitäten, einschließlich eines funktionierenden Fischerei-

flottenregisters, 

 

e) Steigerung der Effizienz der Märkte, insbesondere durch Förderung von Erzeuger-

organisationen und Verbraucherinformation sowie durch Vermarktungsnormen und 

Rückverfolgbarkeit, 

 

f) Entwicklung einer Strukturpolitik für den Fischereisektor unter besonderer Berücksichtigung 

der nachhaltigen Entwicklung der Küstengemeinden. 
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ABSCHNITT 2 

 

MEERESPOLITIK 

 

 

ARTIKEL 411 

 

Unter Berücksichtigung ihrer Zusammenarbeit in den Bereichen Fischerei, Verkehr, Umwelt und 

anderen Politikbereichen, die auch das Meer betreffen, entwickeln die Vertragsparteien ferner eine 

Zusammenarbeit bei einer integrierten Meerespolitik, indem sie insbesondere 

 

a) ein integriertes Konzept für maritime Angelegenheiten, verantwortungsvolles Handeln und 

den Austausch bewährter Methoden für die Nutzung des maritimen Raumes fördern; 

 

b) durch Förderung der maritimen Raumordnung als Instrument für eine verbesserte Entschei-

dungsfindung einen Rahmen für den Interessenausgleich zwischen miteinander konkurrie-

renden menschlichen Tätigkeiten und den Umgang mit ihren Auswirkungen auf die Meeres-

umwelt schaffen; 

 

c) die nachhaltige Entwicklung der Küstenregionen und der maritimen Wirtschaft als Quelle von 

Wirtschaftswachstum und Beschäftigung fördern, unter anderem durch Austausch bewährter 

Methoden; 

 

d) strategische Bündnisse zwischen maritimen Unternehmen, Dienstleistungen und wissen-

schaftlichen Einrichtungen fördern, die auf Meeresforschung und maritime Forschung 

spezialisiert sind, einschließlich des Aufbaus sektorübergreifender maritimer Cluster; 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 7. august 2017 - Nr. 129 48 von 98

www.ris.bka.gv.at



EU/UA/de 436 

e) eine Verbesserung der Sicherheits- und Sicherungsmaßnahmen im Seeverkehr und eine 

Intensivierung der grenz- und sektorübergreifenden Meeresüberwachung anstreben, um 

aufbauend auf der Erfahrung des Koordinierungs- und Informationszentrums in Burgas den 

zunehmenden Gefahren zu begegnen, die von dichtem Seeverkehr, Schadstoffeinleitungen 

durch Schiffe, Unfällen auf See und illegalen Handlungen auf See ausgehen; 

 

f) einen regelmäßigen Dialog einrichten und verschiedene Netze zwischen maritimen 

Interessenträgern fördern. 

 

 

ARTIKEL 412 

 

Diese Zusammenarbeit umfasst unter anderem Folgendes: 

 

a) Austausch von Informationen, bewährten Methoden und Erfahrungen sowie Transfer 

maritimen "Know-hows", unter anderem auf dem Gebiet innovativer Technologien in der 

maritimen Wirtschaft, 

 

b) Austausch von Informationen und bewährten Methoden auf dem Gebiet der Finanzierungs-

möglichkeiten für Projekte, einschließlich öffentlich-privater Partnerschaften, 

 

c) Intensivierung der Zusammenarbeit der Vertragsparteien in den zuständigen internationalen 

maritimen Gremien. 
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ABSCHNITT 3 

 

REGELMÄSSIGER DIALOG ÜBER DIE FISCHEREI- UND MEERESPOLITIK 

 

 

ARTIKEL 413 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 18 Abschnitte 1 

und 2 fallenden Fragen findet ein regelmäßiger Dialog zwischen den Vertragsparteien statt. 

 

 

KAPITEL 19 

 

DONAU 

 

 

ARTIKEL 414 

 

Unter Berücksichtigung des grenzüberschreitenden Charakters des Donaubeckens und seiner 

historischen Bedeutung für die Anrainergemeinden 

 

a) erfüllen die Vertragsparteien entschlossener die internationalen Zusagen der EU-Mitglied-

staaten und der Ukraine in den Bereichen Schifffahrt, Fischerei und Schutz der Umwelt, 

insbesondere aquatischer Ökosysteme, einschließlich der Erhaltung lebender aquatischer 

Ressourcen, um einen guten ökologischen Zustand zu erreichen, sowie in anderen einschlä-

gigen Bereichen menschlicher Tätigkeit; 
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b) unterstützen die Vertragsparteien, falls erforderlich, Maßnahmen zur Entwicklung bilateraler 

und multilateraler Übereinkünfte und Regelungen zur Förderung der nachhaltigen Entwick-

lung unter besonderer Berücksichtigung der Achtung traditioneller Lebensformen in den 

Anrainergemeinden und der Ausübung von Erwerbstätigkeiten durch integrierte Nutzung des 

Donaubeckens. 

 

 

KAPITEL 20 

 

VERBRAUCHERSCHUTZ 

 

 

ARTIKEL 415 

 

Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um ein hohes Verbraucherschutzniveau zu gewährleisten 

und um die Kompatibilität ihrer Verbraucherschutzsysteme zu erreichen. 

 

 

ARTIKEL 416 

 

Zur Verwirklichung dieser Ziele umfasst die Zusammenarbeit insbesondere Folgendes: 

 

a) Förderung des Informationsaustauschs über die Verbraucherschutzsysteme, 

 

b) Bereitstellung von Fachwissen über die rechtliche und technische Fähigkeit zur Durchsetzung 

von Rechtsvorschriften und Marktaufsichtssystemen, 
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c) Verbesserung der Verbraucherinformation, 

 

d) Ausbildungsmaßnahmen für Verwaltungsbeamte und Vertreter der Verbraucherinteressen, 

 

e) Unterstützung des Aufbaus unabhängiger Verbraucherorganisationen und von Kontakten 

zwischen Vertretern der Verbraucher. 

 

 

ARTIKEL 417 

 

Die Ukraine nähert ihre Rechtsvorschriften nach Maßgabe des Anhangs XXXIX schrittweise an den 

EU-Besitzstand an und vermeidet dabei Handelshemmnisse. 

 

ARTIKEL 418 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 20 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 21 

 

ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH BESCHÄFTIGUNG,  

SOZIALPOLITIK UND CHANCENGLEICHHEIT 

 

 

ARTIKEL 419 

 

Unter Berücksichtigung von Titel IV (Handel und Handelsfragen) Kapitel 13 (Handel und 

nachhaltige Entwicklung) verstärken die Vertragsparteien ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit 

auf den Gebieten Förderung der Agenda für menschenwürdige Arbeit, Beschäftigungspolitik, 

Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, sozialer Dialog, Sozialschutz, soziale Inklusion, 

Gleichstellung der Geschlechter und Diskriminierungsverbot. 

 

 

ARTIKEL 420 

 

Mit der Zusammenarbeit in dem unter Artikel 419 fallenden Bereich werden die folgenden Ziele 

verfolgt: 

 

a) Verbesserung der Lebensqualität der Menschen, 

 

b) Bewältigung gemeinsamer Herausforderungen wie der Globalisierung und des demografi-

schen Wandels, 

 

c) mehr und bessere Arbeitsplätze mit menschenwürdigen Arbeitsbedingungen, 

 

d) Förderung der sozialen Fairness und Gerechtigkeit bei gleichzeitiger Reform der 

Arbeitsmärkte, 

 

e) Förderung von Bedingungen auf den Arbeitsmärkten, die Flexibilität mit Sicherheit 

verbinden, 
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f) Förderung aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen und Steigerung der Effizienz der Arbeitsvermitt-

lungsdienste, um die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu decken, 

 

g) Förderung inklusiverer Arbeitsmärkte, die benachteiligte Menschen einbeziehen, 

 

h) Verringerung der informellen Wirtschaft durch Umwandlung von Schwarzarbeit, 

 

i) Anhebung des Niveaus von Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, unter anderem 

durch Bildung und Ausbildung in Fragen des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit, 

Förderung vorbeugender Maßnahmen, Verhütung von Großunfällen, Bewirtschaftung giftiger 

Chemikalien sowie Austausch bewährter Methoden und Forschung auf diesem Gebiet, 

 

j) Anhebung des Niveaus des Sozialschutzes und Modernisierung der Sozialschutzsysteme 

hinsichtlich Qualität, Zugänglichkeit und finanzieller Tragfähigkeit, 

 

k) Verringerung der Armut und Stärkung des sozialen Zusammenhalts, 

 

l) Gleichstellung der Geschlechter und Sicherstellung der Chancengleichheit von Frauen und 

Männern in Beschäftigung, Bildung, Ausbildung, Wirtschaft und Gesellschaft sowie bei der 

Entscheidungsfindung, 

 

m) Bekämpfung jeder Art von Diskriminierung, 

 

n) Ausbau der Kapazitäten der Sozialpartner und Förderung des sozialen Dialogs. 
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ARTIKEL 421 

 

Die Vertragsparteien fördern die Einbeziehung aller relevanten Interessenträger, insbesondere der 

Sozialpartner, sowie zivilgesellschaftlicher Organisationen in die politischen Reformen in der 

Ukraine und in die Zusammenarbeit der Vertragsparteien nach diesem Abkommen. 

 

 

ARTIKEL 422 

 

Die Vertragsparteien fördern die soziale Verantwortung und Rechenschaftspflicht von Unterneh-

men und unterstützen verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, wie es zum Beispiel mit 

der "Global Compact"-Initiative der VN aus dem Jahr 2000, der 1977 verabschiedeten und 2006 

geänderten Dreigliedrigen Grundsatzerklärung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) über 

multinationale Unternehmen und Sozialpolitik und den 1976 verabschiedeten und 2000 geänderten 

Leitlinien der OECD für multinationale Unternehmen gefördert wird. 

 

 

ARTIKEL 423 

 

Die Vertragsparteien streben eine Intensivierung der Zusammenarbeit in beschäftigungs- und 

sozialpolitischen Fragen in allen zuständigen regionalen, multilateralen und internationalen 

Gremien und Organisationen an. 

 

 

ARTIKEL 424 

 

Die Ukraine gewährleistet die schrittweise Annäherung an die Rechtsvorschriften, die Standards 

und die Praxis der EU im Bereich Beschäftigung, Sozialpolitik und Chancengleichheit nach 

Maßgabe des Anhangs XL. 
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ARTIKEL 425 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 21 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 22 

 

ÖFFENTLICHE GESUNDHEIT 

 

 

ARTIKEL 426 

 

Die Vertragsparteien bauen ihre Zusammenarbeit im Bereich der öffentlichen Gesundheit aus, um 

das Niveau der öffentlichen Gesundheit, der Sicherheit und des Schutzes der menschlichen 

Gesundheit anzuheben, was eine Vorbedingung für nachhaltige Entwicklung und wirtschaftliches 

Wachstum ist. 

 

 

ARTIKEL 427 

 

(1) Diese Zusammenarbeit umfasst insbesondere die folgenden Bereiche: 

 

a) Ausbau des öffentlichen Gesundheitssystems und seiner Kapazitäten in der Ukraine, insbe-

sondere durch Durchführung von Reformen, Weiterentwicklung der primären Gesundheits-

versorgung und Ausbildung des Personals, 
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b) Prävention und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten wie HIV/AIDS und Tuberkulose, 

bessere Vorbereitung auf den Ausbruch hochansteckender Krankheiten und Umsetzung der 

Internationalen Gesundheitsvorschriften, 

 

c) Prävention und Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten durch Austausch von Informa-

tionen und bewährten Methoden, Förderung einer gesunden Lebensweise, Behandlung 

wichtiger Gesundheitsfaktoren und -probleme, zum Beispiel Gesundheit von Mutter und 

Kind, psychische Gesundheit und Abhängigkeit von Alkohol, Drogen und Tabak, 

einschließlich der Umsetzung des Rahmenübereinkommens zur Eindämmung des 

Tabakkonsums von 2003, 

 

d) Qualität und Sicherheit von Substanzen menschlichen Ursprungs wie Blut, Gewebe und 

Zellen, 

 

e) Information und Wissen zu Gesundheitsfragen, unter anderem hinsichtlich des Konzepts der 

Einbeziehung von Gesundheitsfragen in alle Politikbereiche. 

 

(2) Zu diesem Zweck tauschen die Vertragsparteien Daten und bewährte Methoden aus und 

treffen weitere gemeinsame Maßnahmen, unter anderem im Rahmen des Konzepts der Einbezie-

hung von Gesundheitsfragen in alle Politikbereiche und durch schrittweise Integration der Ukraine 

in die europäischen Netze im Bereich der öffentlichen Gesundheit. 

 

 

ARTIKEL 428 

 

Die Ukraine nähert ihre Rechtsvorschriften und ihre Praxis schrittweise an die Grundsätze des EU-

Besitzstands an, insbesondere auf den Gebieten übertragbare Krankheiten, Blut, Gewebe und Zellen 

sowie Tabak. Anhang XLI enthält eine Liste ausgewählter Elemente des EU-Besitzstands. 
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ARTIKEL 429 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 22 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 23 

 

BILDUNG, AUSBILDUNG UND JUGEND 

 

 

ARTIKEL 430 

 

Unter strikter Beachtung der Verantwortung der Vertragsparteien für die Lehrinhalte und die 

Gestaltung des Bildungswesens sowie der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen fördern die 

Vertragsparteien die Zusammenarbeit im Bereich Bildung, Ausbildung und Jugend, um das 

gegenseitige Verständnis zu verbessern, den interkulturellen Dialog zu fördern und die Kenntnis der 

Kultur des Anderen auszubauen. 

 

 

ARTIKEL 431 

 

Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer Intensivierung der Zusammenarbeit im Bereich der 

Hochschulbildung, mit der sie insbesondere anstreben, 

 

a) das Hochschulwesen zu reformieren und zu modernisieren; 

 

b) die Annäherung im Bereich der Hochschulbildung im Rahmen des Bologna-Prozesses zu 

fördern; 
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c) die Qualität und Relevanz der Hochschulbildung zu erhöhen; 

 

d) die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen zu intensiveren; 

 

e) die Kapazitäten der Hochschulen auszubauen; 

 

f) die Mobilität von Lernenden und Lehrenden zu erhöhen; besondere Aufmerksamkeit wird der 

Zusammenarbeit im Bildungsbereich gewidmet, um den Zugang zur Hochschulbildung zu 

erleichtern. 

 

 

ARTIKEL 432 

 

Die Vertragsparteien bemühen sich, zur Förderung einer engeren Zusammenarbeit im Bereich der 

beruflichen Aus- und Weiterbildung den Austausch von Informationen und Fachwissen zu 

verstärken, um insbesondere 

 

a) Systeme der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie der beruflichen Fortbildung während 

des gesamten Erwerbslebens zu entwickeln, die dem Bedarf des sich ändernden Arbeitsmarkts 

entsprechen; 

 

b) einen nationalen Rahmen zur Verbesserung der Transparenz und Anerkennung von Qualifika-

tionen und Fähigkeiten zu schaffen, wobei sie sich nach Möglichkeit auf die Erfahrung der 

EU stützen. 
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ARTIKEL 433 

 

Die Vertragsparteien prüfen die Möglichkeit, ihre Zusammenarbeit in anderen Bereichen wie 

Sekundarschulbildung, Fernunterricht und lebenslanges Lernen auszubauen. 

 

 

ARTIKEL 434 

 

Die Vertragsparteien kommen überein, eine engere Zusammenarbeit und den Erfahrungsaustausch 

im Bereich der Jugendpolitik und der nicht formalen Bildung für Jugendliche zu fördern, um 

 

a) die Integration Jugendlicher in die Gesellschaft durch Förderung ihres bürgerschaftlichen 

Engagements und ihrer Eigeninitiative zu erleichtern; 

 

b) Jugendlichen dabei zu helfen, Wissen, Fähigkeiten und Kompetenzen außerhalb des 

Bildungssystems, unter anderem durch Freiwilligentätigkeit, zu erwerben, und um den Wert 

solcher Erfahrungen anzuerkennen; 

 

c) die Zusammenarbeit mit Drittländern zu intensivieren; 

 

d) die Zusammenarbeit zwischen Jugendorganisationen in der Ukraine und in der EU und ihren 

Mitgliedstaaten zu fördern; 

 

e) unter besonderer Berücksichtigung der Jugendlichen eine gesunde Lebensweise zu fördern. 

 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 7. august 2017 - Nr. 129 60 von 98

www.ris.bka.gv.at



EU/UA/de 448 

ARTIKEL 435 

 

Bei ihrer Zusammenarbeit berücksichtigen die Vertragsparteien die in Anhang XLII aufgeführten 

Empfehlungen. 

 

 

ARTIKEL 436 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 23 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 24 

 

KULTUR 

 

 

ARTIKEL 437 

 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die kulturelle Zusammenarbeit zu fördern, um das gegen-

seitige Verständnis zu verbessern und den kulturellen Austausch zu unterstützen sowie um die 

Mobilität von Kunst und Künstlern aus der EU und der Ukraine zu begünstigen. 
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ARTIKEL 438 

 

Die Vertragsparteien fördern den interkulturellen Dialog zwischen den Personen und Organisa-

tionen, die die organisierte Zivilgesellschaft und Kultureinrichtungen in der EU und in der Ukraine 

vertreten. 

 

 

ARTIKEL 439 

 

Die Vertragsparteien arbeiten eng in den zuständigen internationalen Gremien zusammen, 

einschließlich der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 

(UNESCO) und des Europarats, unter anderem, um die kulturelle Vielfalt zu fördern und um das 

kulturelle und historische Erbe zu erhalten und aufzuwerten. 

 

 

ARTIKEL 440 

 

Die Vertragsparteien bemühen sich, einen regelmäßigen Politikdialog über Kultur aufzubauen, um 

die Entwicklung der Kulturwirtschaft in der EU und in der Ukraine zu fördern. Zu diesem Zweck 

setzen die Vertragsparteien das UNESCO-Übereinkommen zum Schutz und zur Förderung der 

Vielfalt kultureller Ausdrucksformen von 2005 ordnungsgemäß um. 
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KAPITEL 25 

 

ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH SPORT UND KÖRPERLICHE BETÄTIGUNG 

 

 

ARTIKEL 441 

 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Bereich Sport und körperliche Betätigung zusammen, um 

dazu beizutragen, dass alle Altersgruppen eine gesunde Lebensweise entwickeln, um die soziale 

Funktion und den erzieherischen Wert des Sports zu fördern und um Gefahren für den Sport wie 

Doping, Spielabsprachen, Rassismus und Gewalt zu bekämpfen. 

 

(2) Diese Zusammenarbeit umfasst insbesondere den Austausch von Informationen und 

bewährten Methoden in den folgenden Bereichen: 

 

a) Förderung von körperlicher Betätigung und Sport im Bildungswesen in Zusammenarbeit mit 

öffentlichen Einrichtungen und nichtstaatlichen Organisationen, 

 

b) Teilnahme am Sport und körperliche Betätigung als Beitrag zu einer gesunden Lebensweise 

und allgemeinem Wohlbefinden, 

 

c) Entwicklung nationaler Kompetenz- und Qualifikationssysteme im Sportbereich, 

 

d) Integration benachteiligter Gruppen durch Sport, 

 

e) Bekämpfung von Doping, 
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f) Bekämpfung von Spielabsprachen, 

 

g) Sicherheit bei großen internationalen Sportveranstaltungen. 

 

 

ARTIKEL 442 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 25 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 26 

 

ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN DEN ZIVILGESELLSCHAFTEN 

 

 

ARTIKEL 443 

 

Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit zwischen den Zivilgesellschaften, mit der die 

folgenden Ziele verfolgt werden: 

 

a) die Kontakte zwischen allen Bereichen der Zivilgesellschaft in den EU-Mitgliedstaaten und in 

der Ukraine zu stärken und den Erfahrungsaustausch zwischen ihnen zu unterstützen; 

 

b) zivilgesellschaftliche Organisationen in die Umsetzung dieses Abkommens, einschließlich 

des Monitorings, und in den Ausbau der bilateralen Beziehungen zwischen der EU und der 

Ukraine einzubeziehen; 
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c) in den EU-Mitgliedstaaten ein besseres Kennen und Verstehen der Ukraine, einschließlich 

ihrer Geschichte und Kultur, zu gewährleisten;  

 

d) in der Ukraine ein besseres Kennen und Verstehen der Europäischen Union, einschließlich der 

Werte, auf denen sie gegründet ist, ihrer Funktionsweise und ihrer Politik, zu gewährleisten. 

 

 

ARTIKEL 444 

 

Die Vertragsparteien fördern den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen 

Interessenträgern beider Seiten als Bestandteil der Beziehungen zwischen der EU und der Ukraine, 

indem sie 

 

a) die Kontakte und den Erfahrungsaustausch zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen in 

den EU-Mitgliedstaaten und in der Ukraine intensivieren, insbesondere durch Fachseminare, 

Ausbildung usw.; 

 

b) den Aufbau von Institutionen und die Konsolidierung zivilgesellschaftlicher Organisationen 

erleichtern, einschließlich Überzeugungsarbeit, informeller Vernetzung, Besuchen, 

Workshops usw.; 

 

c) es ermöglichen, dass sich ukrainische Vertreter mit dem Prozess von Konsultation und Dialog 

zwischen den Sozialpartnern und zivilgesellschaftlichen Partnern in der EU vertraut machen, 

um die Zivilgesellschaft in den politischen Prozess in der Ukraine einzubeziehen. 
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ARTIKEL 445 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 26 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 

 

 

KAPITEL 27 

 

GRENZÜBERGREIFENDE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT 

 

 

ARTIKEL 446 

 

Im Bereich der Regionalpolitik fördern die Vertragsparteien das gegenseitige Verständnis und die 

bilaterale Zusammenarbeit bei Methoden für die Formulierung und Umsetzung von Regionalpolitik, 

einschließlich der Politikgestaltung und Partnerschaft auf mehreren Ebenen, unter besonderer 

Berücksichtigung der Entwicklung benachteiligter Gebiete und der territorialen Zusammenarbeit, 

wodurch Kommunikationskanäle eingerichtet und der Informationsaustausch zwischen nationalen, 

regionalen und lokalen Behörden, wirtschaftlichen und sozialen Akteuren und der Zivilgesellschaft 

verbessert wird. 
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ARTIKEL 447 

 

Die Vertragsparteien unterstützen und verstärken die Einbeziehung von Behörden der lokalen und 

regionalen Ebene in die grenzübergreifende und regionale Zusammenarbeit und die entsprechenden 

Verwaltungsstrukturen, intensivieren die Zusammenarbeit durch Schaffung entsprechender rechtli-

cher Rahmenbedingungen, unterstützen und entwickeln Maßnahmen für den Kapazitätsausbau und 

fördern die Stärkung der grenzübergreifenden und regionalen Wirtschafts- und Unternehmensnetze. 

 

 

ARTIKEL 448 

 

Die Vertragsparteien sind bestrebt, die grenzübergreifenden und regionalen Elemente unter 

anderem von Verkehr, Energie, Kommunikationsnetzen, Kultur, Bildung, Tourismus, Gesundheit 

und anderen unter dieses Abkommen fallenden Bereichen weiterzuentwickeln, die für die 

grenzübergreifende und regionale Zusammenarbeit von Belang sind. Insbesondere fördern die 

Vertragsparteien den Ausbau der grenzübergreifenden Zusammenarbeit im Hinblick auf die 

Modernisierung, Ausstattung und Koordinierung der Notdienste. 

 

 

ARTIKEL 449 

 

Über die unter Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit) Kapitel 27 fallenden Fragen 

findet ein regelmäßiger Dialog statt. 
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KAPITEL 28 

 

BETEILIGUNG AN EINRICHTUNGEN UND PROGRAMMEN  

DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

 

ARTIKEL 450 

 

Der Ukraine wird gestattet, sich an EU-Einrichtungen, die für die Umsetzung dieses Abkommens 

relevant sind, und anderen EU-Einrichtungen nach Maßgabe der entsprechenden Gründungsverord-

nungen zu beteiligen, sofern dies nach diesen Verordnungen zulässig ist. Die Ukraine schließt 

getrennte Abkommen mit der EU, um ihre Beteiligung an den einzelnen Einrichtungen zu ermög-

lichen und um die Höhe des finanziellen Beitrags festzulegen. 

 

 

ARTIKEL 451 

 

Die Ukraine kann an allen laufenden und künftigen Programmen der Union teilnehmen, die nach 

den einschlägigen Vorschriften zur Annahme dieser Programme der Ukraine zur Teilnahme 

offenstehen. Die Teilnahme der Ukraine an den Programmen der Union richtet sich nach den 

Bestimmungen des beigefügten Protokolls Nr. 3 über ein Rahmenabkommen zwischen der 

Europäischen Union und der Ukraine über die allgemeinen Grundsätze von 2010 für die Teilnahme 

der Ukraine an den Programmen der Union. 

 

 

ARTIKEL 452 

 

Die EU unterrichtet die Ukraine über neue EU-Einrichtungen und neue Programme der Union 

sowie über Änderungen der in den Artikeln 450 und 451 genannten Bedingungen für die 

Beteiligung an den Programmen und Einrichtungen der Union. 
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TITEL VI 

 

FINANZIELLE ZUSAMMENARBEIT EINSCHLIESSLICH BETRUGSBEKÄMPFUNG 

 

 

ARTIKEL 453 

 

Der Ukraine wird über die einschlägigen Finanzierungsmechanismen und -instrumente der EU 

finanzielle Hilfe gewährt. Diese finanzielle Hilfe trägt zur Verwirklichung der Ziele dieses 

Abkommens bei und wird im Einklang mit den folgenden Artikeln geleistet. 

 

 

ARTIKEL 454 

 

Die wichtigsten Grundsätze der finanziellen Hilfe entsprechen den Vorgaben der einschlägigen EU-

Verordnungen über die Finanzierungsinstrumente. 

 

 

ARTIKEL 455 

 

Die von den Vertragsparteien vereinbarten Schwerpunktbereiche der finanziellen Hilfe der EU 

werden in entsprechenden Richtprogrammen festgelegt, die die vereinbarten politischen Prioritäten 

widerspiegeln. Die in diesen Richtprogrammen festgelegten Richtbeträge für die Hilfe tragen dem 

Bedarf und den Sektorkapazitäten der Ukraine sowie ihren Fortschritten bei den Reformen 

Rechnung. 
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ARTIKEL 456 

 

Um die zur Verfügung stehenden Mittel optimal zu nutzen, bemühen sich die Vertragsparteien 

darum, dass die EU-Hilfe in enger Zusammenarbeit und Koordinierung mit anderen Geberländern, 

Geberorganisationen und internationalen Finanzinstitutionen und im Einklang mit den internatio-

nalen Grundsätzen für die Wirksamkeit der Hilfe durchgeführt wird. 

 

 

ARTIKEL 457 

 

Die wesentlichen rechtlichen, administrativen und technischen Grundlagen für die finanzielle Hilfe 

werden im Rahmen der einschlägigen Abkommen zwischen den Vertragsparteien festgelegt. 

 

 

ARTIKEL 458 

 

Der Assoziationsrat wird über die Fortschritte bei der finanziellen Hilfe, ihre Durchführung und ihre 

Auswirkungen auf die Verfolgung der Ziele dieses Abkommens unterrichtet. Zu diesem Zweck 

stellen die zuständigen Stellen der Vertragsparteien auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 

permanent geeignete Monitoring- und Evaluierungsinformationen zur Verfügung. 
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ARTIKEL 459 

 

(1) Die Vertragsparteien führen die Hilfe im Einklang mit den Grundsätzen der wirtschaftlichen 

Haushaltsführung durch und arbeiten nach Maßgabe des Anhangs XLIII beim Schutz der finanziel-

len Interessen der EU und der Ukraine zusammen. Die Vertragsparteien treffen wirksame Maßnah-

men zur Verhinderung und Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen 

Handlungen, unter anderem im Wege der gegenseitigen Amtshilfe und der gegenseitigen Rechts-

hilfe in den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen. 

 

(2) Zu diesem Zweck nimmt die Ukraine auch eine schrittweise Annäherung ihrer Rechtsvor-

schriften nach Maßgabe der Bestimmungen von Anhang XLIV vor. 

 

(3) Anhang XLIII gilt unbeschadet anderer Zusatzklauseln über Prüfungen, Kontrollen an Ort 

und Stelle, Nachprüfungen, Untersuchungen und Betrugsbekämpfungsmaßnahmen, zum Beispiel 

Maßnahmen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und des Europäischen 

Rechnungshofs, für weitere Abkommen oder Finanzierungsinstrumente, auf die sich die Vertrags-

parteien einigen, und für sonstige Finanzierungsinstrumente der EU, in die die Ukraine einbezogen 

wird. 
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TITEL VII 

 

INSTITUTIONELLE, ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

KAPITEL 1 

 

INSTITUTIONELLER RAHMEN 

 

 

ARTIKEL 460 

 

(1) Die höchste Ebene für den politischen Dialog und den Politikdialog zwischen den Vertrags-

parteien ist die Gipfelebene. Gipfeltreffen finden grundsätzlich einmal jährlich statt. Bei den 

Gipfeltreffen werden allgemeine Leitlinien für die Umsetzung dieses Abkommens festgelegt und 

bilaterale oder internationale Fragen von beiderseitigem Interesse erörtert. 

 

(2) Auf Ministerebene werden der regelmäßige politische Dialog und der regelmäßige Politik-

dialog in dem mit Artikel 461 eingesetzten Assoziationsrat und nach Vereinbarung im Rahmen 

regelmäßiger Treffen von Vertretern der Vertragsparteien geführt. 

 

 

ARTIKEL 461 

 

(1) Es wird ein Assoziationsrat eingesetzt. Er überwacht und begleitet die Anwendung und 

Umsetzung dieses Abkommens und überprüft regelmäßig das Funktionieren dieses Abkommens 

vor dem Hintergrund seiner Ziele. 
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(2) Der Assoziationsrat tritt in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal jährlich, und 

jedes Mal, wenn die Umstände es erfordern, auf Ministerebene zusammen. Der Assoziationsrat tritt 

nach Vereinbarung in allen erforderlichen Zusammensetzungen zusammen. 

 

(3) Neben der Überwachung und Begleitung der Anwendung und Umsetzung dieses Abkommens 

prüft der Assoziationsrat wichtige Fragen, die sich aus diesem Abkommen ergeben, und sonstige 

bilaterale oder internationale Fragen von beiderseitigem Interesse. 

 

 

ARTIKEL 462 

 

(1) Der Assoziationsrat setzt sich aus Mitgliedern des Rates der Europäischen Union und 

Mitgliedern der Europäischen Kommission einerseits und Mitgliedern der Regierung der Ukraine 

andererseits zusammen. 

 

(2) Der Assoziationsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(3) Der Vorsitz im Assoziationsrat wird abwechselnd von einem Vertreter der Union und einem 

Vertreter der Ukraine geführt. 

 

(4) Falls angezeigt, nehmen andere Gremien nach Vereinbarung als Beobachter an der Arbeit des 

Assoziationsrates teil. 
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ARTIKEL 463 

 

(1) Zur Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens ist der Assoziationsrat in den darin 

vorgesehenen Fällen befugt, im Geltungsbereich dieses Abkommens Beschlüsse zu fassen. Diese 

Beschlüsse sind für die Vertragsparteien bindend; diese treffen geeignete Maßnahmen zur 

Umsetzung der Beschlüsse, falls erforderlich einschließlich Maßnahmen in den nach diesem 

Abkommen eingesetzten besonderen Gremien. Der Assoziationsrat kann auch Empfehlungen 

aussprechen. Er verabschiedet seine Beschlüsse und Empfehlungen im Einvernehmen zwischen den 

Vertragsparteien, nachdem die jeweiligen internen Verfahren abgeschlossen sind. 

 

(2) Im Einklang mit dem in diesem Abkommen festgelegten Ziel der schrittweisen Annäherung 

der Rechtsvorschriften der Ukraine an die der Union ist der Assoziationsrat ein Forum für den 

Informationsaustausch über in Vorbereitung und in Kraft befindliche Gesetzgebungsakte der 

Europäischen Union und der Ukraine sowie über Durchführungs-, Durchsetzungs- und 

Einhaltungsmaßnahmen. 

 

(3) Zu diesem Zweck kann der Assoziationsrat unbeschadet der besonderen Bestimmungen des 

Titels IV (Handel und Handelsfragen) für die Annäherung der Regelungen unter Berücksichtigung 

der Entwicklung des EU-Rechts und der anwendbaren Normen, die in von den Vertragsparteien für 

relevant erachteten internationalen Übereinkünften festgelegt sind, die Anhänge zu diesem 

Abkommen aktualisieren oder ändern. 
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ARTIKEL 464 

 

(1) Hiermit wird ein Assoziationsausschuss eingesetzt. Er unterstützt den Assoziationsrat bei der 

Erfüllung seiner Aufgaben. Diese Bestimmung lässt die in Artikel 5 festgelegten Zuständigkeiten 

der verschiedenen Foren für die Führung des politischen Dialogs unberührt. 

 

(2) Der Assoziationsausschuss setzt sich aus Vertretern der Vertragsparteien zusammen, bei 

denen es sich grundsätzlich um hohe Beamte handelt. 

 

(3) Der Vorsitz im Assoziationsausschuss wird abwechselnd von einem Vertreter der Union und 

einem Vertreter der Ukraine geführt. 

 

 

ARTIKEL 465 

 

(1) Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung Aufgaben und Arbeitsweise des Assozia-

tionsausschusses fest, zu dessen Zuständigkeiten auch die Vorbereitung der Tagungen des 

Assoziationsrates gehört. Der Assoziationsausschuss tritt mindestens einmal jährlich zusammen. 

 

(2) Der Assoziationsrat kann seine Befugnisse dem Assoziationsausschuss übertragen, 

einschließlich der Befugnis, bindende Beschlüsse zu fassen. 

 

(3) Der Assoziationsausschuss ist befugt, in den in diesem Abkommen genannten Fällen und in 

Bereichen, in denen der Assoziationsrat ihm Befugnisse übertragen hat, Beschlüsse zu fassen. Diese 

Beschlüsse sind für die Vertragsparteien bindend; diese treffen geeignete Maßnahmen zu ihrer 

Umsetzung. Der Assoziationsausschuss verabschiedet seine Beschlüsse im Einvernehmen zwischen 

den Vertragsparteien. 
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(4) Zur Behandlung aller Fragen im Zusammenhang mit Titel IV (Handel und Handelsfragen) 

tritt der Assoziationsausschuss in einer besonderen Zusammensetzung zusammen. In dieser 

Zusammensetzung tritt der Assoziationsausschuss mindestens einmal jährlich zusammen. 

 

 

ARTIKEL 466 

 

(1) Der Assoziationsausschuss wird von den nach diesem Abkommen eingesetzten Unteraus-

schüssen unterstützt. 

 

(2) Der Assoziationsrat kann beschließen, weitere Sonderausschüsse oder -gremien für bestimmte 

Bereiche einzusetzen, die für die Umsetzung dieses Abkommens erforderlich sind, und legt 

Zusammensetzung, Aufgaben und Arbeitsweise dieser Gremien fest. Darüber hinaus können diese 

Sonderausschüsse und -gremien unbeschadet der besonderen Bestimmungen von Titel IV (Handel 

und Handelsfragen) Beratungen über Fragen abhalten, die sie als relevant ansehen.  

 

(3) Der Assoziationsausschuss kann ebenfalls Unterausschüsse einsetzen, die eine Bestands-

aufnahme der in den regelmäßigen Dialogen nach Titel V (Wirtschaftliche und sektorale Zusam-

menarbeit) erzielten Fortschritte vornehmen. 

 

(4) Die Unterausschüsse sind befugt, in den in diesem Abkommen genannten Fällen Beschlüsse 

zu fassen. Sie erstatten dem Assoziationsausschuss auf Anforderung regelmäßig Bericht über ihre 

Tätigkeiten. 
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(5) Die nach Titel IV eingesetzten Unterausschüsse unterrichten den Assoziationsausschuss in 

seiner Zusammensetzung nach Artikel 465 Absatz 4 rechtzeitig vor ihren Sitzungen über deren 

Datum und die Tagesordnung. Sie berichten auf jeder ordentlichen Sitzung des Assoziationsaus-

schusses in seiner Zusammensetzung nach Artikel 465 Absatz 4 über ihre Tätigkeiten. 

 

(6) Die Existenz anderer Unterausschüsse hindert die Vertragsparteien nicht daran, mit jeglicher 

Angelegenheit unmittelbar den Assoziationsausschuss nach Artikel 464 zu befassen, darunter in 

seiner den Handel betreffenden Zusammensetzung. 

 

 

ARTIKEL 467 

 

(1) Es wird ein Parlamentarischer Assoziationsausschuss eingesetzt. In diesem Forum kommen 

Mitglieder des Europäischen Parlaments und der Werchowna Rada der Ukraine zu einem 

Meinungsaustausch zusammen. Er tritt in Abständen zusammen, die er selbst festlegt. 

 

(2) Der Parlamentarische Assoziationsausschuss setzt sich aus Mitgliedern des Europäischen 

Parlaments einerseits und Mitgliedern der Werchowna Rada der Ukraine andererseits zusammen. 

 

(3) Der Parlamentarische Assoziationsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(4) Der Vorsitz im Parlamentarischen Assoziationsausschuss wird nach Maßgabe seiner 

Geschäftsordnung abwechselnd von einem Vertreter des Europäischen Parlaments und einem 

Vertreter der Werchowna Rada der Ukraine geführt. 
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ARTIKEL 468 

 

(1) Der Parlamentarische Assoziationsausschuss kann den Assoziationsrat um sachdienliche 

Informationen über die Umsetzung dieses Abkommens ersuchen; dieser übermittelt dann dem 

Ausschuss die erbetenen Informationen. 

 

(2) Der Parlamentarische Assoziationsausschuss wird über die Beschlüsse und Empfehlungen des 

Assoziationsrates unterrichtet. 

 

(3) Der Parlamentarische Assoziationsausschuss kann dem Assoziationsrat Empfehlungen 

unterbreiten. 

 

(4) Der Parlamentarische Assoziationsausschuss kann Parlamentarische Assoziationsunter-

ausschüsse einsetzen. 

 

 

ARTIKEL 469 

 

(1) Die Vertragsparteien fördern auch regelmäßige Treffen von Vertretern ihrer Zivilgesellschaft, 

um sie über die Umsetzung dieses Abkommens auf dem Laufenden zu halten und ihre Beiträge 

dazu einzuholen. 

 

(2) Es wird eine Plattform der Zivilgesellschaft eingesetzt. Sie setzt sich aus Mitgliedern des 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (EWSA) einerseits und Vertretern der Zivil-

gesellschaft auf ukrainischer Seite andererseits zusammen, die in diesem Forum zu einem 

Meinungsaustausch zusammenkommen. Die Plattform der Zivilgesellschaft tritt in Abständen 

zusammen, die sie selbst festlegt. 
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(3) Die Plattform der Zivilgesellschaft gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

(4) Der Vorsitz in der Plattform der Zivilgesellschaft wird nach Maßgabe ihrer Geschäftsordnung 

abwechselnd von einem Vertreter des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und einem 

Vertreter der Zivilgesellschaft auf ukrainischer Seite geführt. 

 

 

ARTIKEL 470 

 

(1) Die Plattform der Zivilgesellschaft wird über die Beschlüsse und Empfehlungen des 

Assoziationsrates unterrichtet. 

 

(2) Die Plattform der Zivilgesellschaft kann dem Assoziationsrat Empfehlungen unterbreiten. 

 

(3) Der Assoziationsausschuss und der Parlamentarische Assoziationsausschuss unterhalten 

regelmäßige Kontakte mit Vertretern der Plattform der Zivilgesellschaft, um ihre Meinung dazu 

einzuholen, wie die Ziele dieses Abkommens verwirklicht werden können. 
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KAPITEL 2 

 

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL 471 

 

Zugang zu Gerichten und Verwaltungsorganen 

 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Geltungsbereich dieses Abkommens zu gewährleisten, 

dass die natürlichen und juristischen Personen der anderen Vertragspartei frei von Diskriminierung 

gegenüber ihren eigenen Staatsangehörigen Zugang zu ihren zuständigen Gerichten und Verwal-

tungsorganen haben, um ihre persönlichen Rechte und Eigentumsrechte geltend zu machen. 

 

ARTIKEL 472 

 

Maßnahmen im Zusammenhang mit wesentlichen Sicherheitsinteressen 

 

Dieses Abkommen hindert eine Vertragspartei nicht daran, Maßnahmen zu treffen, 

 

a) die sie für notwendig erachtet, um eine Weitergabe von Informationen zu verhindern, die 

ihren wesentlichen Sicherheitsinteressen widersprechen würde; 
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b) die die Herstellung von oder den Handel mit Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder eine 

für Verteidigungszwecke unentbehrliche Forschung, Entwicklung oder Produktion betreffen; 

diese Maßnahmen dürfen die Wettbewerbsbedingungen für nicht eigens für militärische 

Zwecke bestimmte Waren nicht beeinträchtigen; 

 

c) die sie zur Wahrung ihrer Sicherheitsinteressen im Falle einer ernsten innerstaatlichen 

Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, im Kriegsfall, bei einer ernsten, eine 

Kriegsgefahr darstellenden internationalen Spannung oder in Erfüllung der von ihr übernom-

menen Verpflichtungen zur Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit für 

unerlässlich erachtet. 

 

 

ARTIKEL 473 

 

Diskriminierungsverbot 

 

(1) In den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen und unbeschadet der darin enthaltenen 

besonderen Bestimmungen 

 

a) dürfen die von der Ukraine gegenüber der Union oder ihren Mitgliedstaaten angewandten 

Regelungen keine Diskriminierung zwischen den Mitgliedstaaten, deren Staatsangehörigen 

oder deren Gesellschaften oder sonstigen Unternehmen bewirken; 

 

b) dürfen die von der Union oder ihren Mitgliedstaaten gegenüber der Ukraine angewandten 

Regelungen keine Diskriminierung zwischen Staatsangehörigen oder Gesellschaften oder 

sonstigen Unternehmen der Ukraine bewirken. 
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(2) Absatz 1 lässt das Recht der Vertragsparteien unberührt, ihre einschlägigen Steuervorschriften 

auf Steuerpflichtige anzuwenden, die sich hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer gleichartigen 

Situation befinden. 

 

 

ARTIKEL 474 

 

Schrittweise Annäherung 

 

Im Einklang mit den in Artikel 1 festgelegten Zielen dieses Abkommens nimmt die Ukraine auf der 

Grundlage der Zusagen in den Titeln IV, V und VI die in den Anhängen I bis XLIV vorgesehene 

schrittweise Annäherung ihrer Rechtsvorschriften an das EU-Recht nach Maßgabe der Bestimmun-

gen dieser Anhänge vor. Diese Bestimmung lässt die besonderen Grundsätze und Verpflichtungen 

unberührt, die nach Titel IV (Handel und Handelsfragen) für die Annäherung der Regelungen 

gelten. 

 

 

ARTIKEL 475 

 

Monitoring 

 

(1) Der Ausdruck "Monitoring" bezeichnet die kontinuierliche Beurteilung der Fortschritte bei 

der Um- und Durchsetzung von Maßnahmen, die unter dieses Abkommen fallen. 
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(2) Das Monitoring umfasst die Bewertung der in diesem Abkommen vorgesehenen Annäherung 

des ukrainischen Rechts an das EU-Recht, einschließlich der Um- und Durchsetzungsaspekte. Diese 

Bewertungen können von den Vertragsparteien getrennt oder nach Vereinbarung gemeinsam vorge-

nommen werden. Zur Erleichterung der Bewertung erstattet die Ukraine der EU gegebenenfalls vor 

Ende der in diesem Abkommen in Bezug auf die Rechtsakte der EU festgelegten Übergangszeiten 

Bericht über die Fortschritte bei der Annäherung. Bei Berichterstattung und Bewertung, einschließ-

lich Modalitäten und Häufigkeit der Bewertungen, sind die in diesem Abkommen oder in Beschlüs-

sen der mit diesem Abkommen eingesetzten institutionellen Gremien festgelegten besonderen 

Modalitäten zu berücksichtigen. 

 

(3) Das Monitoring kann Vor-Ort-Besuche umfassen, an denen unter anderem, je nach Bedarf, 

Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der EU, nichtstaatliche Stellen, Aufsichtsbehörden und 

unabhängige Sachverständige teilnehmen. 

 

(4) Die Ergebnisse des Monitorings, einschließlich der Bewertungen der Annäherung nach 

Absatz 2, werden in den mit diesem Abkommen eingesetzten zuständigen Gremien erörtert. Diese 

Gremien können einstimmig gemeinsame Empfehlungen verabschieden, die dem Assoziationsrat 

unterbreitet werden. 

 

(5) Sind sich die Vertragsparteien darüber einig, dass unter Titel IV (Handel und Handelsfragen) 

fallende notwendige Maßnahmen durchgeführt wurden und durchgesetzt werden, so beschließt der 

Assoziationsrat im Rahmen der ihm mit Artikel 463 übertragenen Befugnisse eine weitere Markt-

öffnung im Sinne von Titel IV (Handel und Handelsfragen). 
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(6) Eine dem Assoziationsrat unterbreitete gemeinsame Empfehlung nach Absatz 4 oder das 

Nichtzustandekommen einer solchen Empfehlung unterliegt nicht der Streitbeilegung im Sinne von 

Titel IV (Handel und Handelsfragen). Ein Beschluss des zuständigen institutionellen Gremiums 

oder das Nichtzustandekommen eines solchen Beschlusses unterliegt nicht der Streitbeilegung im 

Sinne von Titel IV (Handel und Handelsfragen). 

 

 

ARTIKEL 476 

 

Erfüllung der Verpflichtungen 

 

(1) Die Vertragsparteien treffen die allgemeinen oder besonderen Maßnahmen, die für die 

Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Abkommen erforderlich sind. Sie sorgen dafür, dass die 

Ziele dieses Abkommens verwirklicht werden. 

 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, auf Ersuchen einer Vertragspartei unverzüglich in 

geeigneter Form Konsultationen aufzunehmen, um Fragen der Auslegung oder Umsetzung dieses 

Abkommens oder seiner Anwendung nach Treu und Glauben und andere relevante Aspekte der 

Beziehungen zwischen den Vertragsparteien zu erörtern. 

 

(3) Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Auslegung oder Umsetzung dieses Abkommens 

oder seiner Anwendung nach Treu und Glauben legt jede Vertragspartei nach Artikel 477 dem 

Assoziationsrat vor. Der Assoziationsrat kann eine Streitigkeit durch bindenden Beschluss beilegen. 
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ARTIKEL 477 

 

Streitbeilegung 

 

(1) Entsteht zwischen den Vertragsparteien eine Streitigkeit über die Auslegung oder Umsetzung 

dieses Abkommens oder seine Anwendung nach Treu und Glauben, so übermittelt die eine 

Vertragspartei der anderen Vertragspartei und dem Assoziationsrat ein förmliches Ersuchen um 

Beilegung der Streitigkeit. Abweichend hiervon ist für Streitigkeiten über die Auslegung oder 

Umsetzung von Titel IV (Handel und Handelsfragen) oder seine Anwendung nach Treu und 

Glauben ausschließlich Titel IV (Handel und Handelsfragen) Kapitel 14 (Streitbeilegung) 

maßgebend. 

 

(2) Die Vertragsparteien bemühen sich, die Streitigkeit dadurch beizulegen, dass sie Konsulta-

tionen nach Treu und Glauben im Assoziationsrat und anderen in den Artikeln 461, 465 und 466 

vorgesehenen zuständigen Gremien aufnehmen, um so rasch wie möglich eine für beide Seiten 

annehmbare Lösung zu finden. 

 

(3) Die Vertragsparteien unterbreiten dem Assoziationsrat und den anderen zuständigen Gremien 

alle für eine gründliche Prüfung der Lage erforderlichen Informationen. 

 

(4) Solange eine Streitigkeit nicht beigelegt ist, wird sie auf jeder Tagung des Assoziationsrates 

erörtert. Eine Streitigkeit gilt als beigelegt, wenn der Assoziationsrat nach Artikel 476 Absatz 3 

einen bindenden Beschluss zur Lösung der Frage gefasst oder erklärt hat, dass die Streitigkeit 

beendet ist. Konsultationen über eine Streitigkeit können nach Vereinbarung der Vertragsparteien 

oder auf Ersuchen einer Vertragspartei auch in einer Sitzung des Assoziationsausschusses oder 

eines anderen in den Artikeln 461, 465 und 466 vorgesehenen Gremiums abgehalten werden. Die 

Konsultationen können auch schriftlich abgehalten werden. 
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(5) Alle während der Konsultationen offengelegten Informationen bleiben vertraulich. 

 

 

ARTIKEL 478 

 

Geeignete Maßnahmen im Falle der Nichterfüllung von Verpflichtungen 

 

(1) Eine Vertragspartei kann geeignete Maßnahmen treffen, wenn die betreffende Frage nicht 

innerhalb von drei Monaten nach dem Tag der Notifikation eines förmlichen Ersuchens um 

Streitbeilegung nach Artikel 477 gelöst wurde und wenn die Beschwerdeführerin weiter der 

Auffassung ist, dass die andere Vertragspartei eine Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht 

erfüllt hat. Das Erfordernis dreimonatiger Konsultationen gilt nicht für Ausnahmefälle nach 

Absatz 3. 

 

(2) Bei der Wahl geeigneter Maßnahmen ist den Maßnahmen der Vorrang zu geben, die das 

Funktionieren dieses Abkommens am wenigsten behindern. Abgesehen von den in Artikel 478 

Absatz 3 beschriebenen Ausnahmefällen dürfen diese Maßnahmen nicht die Aussetzung von in 

diesem Abkommen vorgesehenen Rechten oder Verpflichtungen umfassen, die in Titel IV (Handel 

und Handelsfragen) genannt sind. Diese Maßnahmen werden unverzüglich dem Assoziationsrat 

notifiziert; sie sind Gegenstand von Konsultationen nach Artikel 476 Absatz 2 und unterliegen der 

Streitbeilegung nach Artikel 476 Absatz 3 und Artikel 477. 

 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Ausnahmefälle betreffen 

 

a) die nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts nicht zulässige Kündigung des 

Abkommens oder 

 

b) den Verstoß gegen eines der in Artikel 2 genannten wesentlichen Elemente dieses 

Abkommens. 
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ARTIKEL 479 

 

Verhältnis zu anderen Übereinkünften 

 

(1) Das Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen den Europäischen 

Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits, das am 14. Juni 

1994 in Luxemburg unterzeichnet wurde und am 1. März 1998 in Kraft getreten ist, sowie die 

dazugehörigen Protokolle werden aufgehoben. 

 

(2) Das genannte Abkommen wird durch dieses Assoziierungsabkommen ersetzt. Bezugnahmen 

auf das genannte Abkommen in allen anderen Abkommen zwischen den Vertragsparteien sind als 

Bezugnahmen auf das vorliegende Abkommen auszulegen. 

 

(3) Bis dem Einzelnen und den Wirtschaftsbeteiligten nach diesem Abkommen gleichwertige 

Rechte gewährt werden, lässt dieses Abkommen die Rechte unberührt, die ihnen in bestehenden 

Abkommen zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits 

garantiert sind. 

 

(4) Bestehende Abkommen in Bereichen der Zusammenarbeit, die in den Geltungsbereich des 

vorliegenden Abkommens fallen, werden als Teil der dem vorliegenden Abkommen unterliegenden 

bilateralen Gesamtbeziehungen und Teil eines gemeinsamen institutionellen Rahmens betrachtet. 

 

(5) Die Vertragsparteien können das vorliegende Abkommen durch Abschluss von Abkommen in 

Bereichen, die in seinen Geltungsbereich fallen, ergänzen. Diese Abkommen sind Bestandteil der 

dem vorliegenden Abkommen unterliegenden bilateralen Gesamtbeziehungen und Teil eines 

gemeinsamen institutionellen Rahmens. 
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(6) Unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union und 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union berühren weder dieses Abkommen 

noch die aufgrund dieses Abkommens getroffenen Maßnahmen die Befugnis der Mitgliedstaaten, 

mit der Ukraine bilaterale Kooperationsmaßnahmen durchzuführen oder gegebenenfalls mit der 

Ukraine neue Kooperationsabkommen zu schließen. 

 

 

ARTIKEL 480 

 

Anhänge und Protokolle 

 

Die diesem Abkommen beigefügten Anhänge und Protokolle sind Bestandteil dieses Abkommens. 

 

 

ARTIKEL 481 

 

Laufzeit 

 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. Die Vertragsparteien sehen eine 

umfassende Überprüfung der Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens vor, die innerhalb von 

fünf Jahren nach dessen Inkrafttreten und im gegenseitigen Einvernehmen der Vertragsparteien zu 

jedem anderen Zeitpunkt stattfindet. 

 

(2) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Notifikation an die andere Vertragspartei 

kündigen. Dieses Abkommen tritt sechs Monate nach dem Tag des Eingangs dieser Notifikation 

außer Kraft. 
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ARTIKEL 482 

 

Bestimmung des Ausdrucks "Vertragsparteien" 

 

Für die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck "Vertragsparteien" die Union oder 

ihre Mitgliedstaaten beziehungsweise die Union und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer 

Befugnisse, wie sie sich aus dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union ergeben, 

einerseits und die Ukraine andererseits. Gegebenenfalls bezieht er sich im Rahmen ihrer Befugnisse 

nach dem EAG-Vertrag auf die EAG. 

 

 

ARTIKEL 483 

 

Räumlicher Geltungsbereich 

 

Dieses Abkommen gilt einerseits für die Gebiete, in denen der Vertrag über die Europäische Union 

(EUV), der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und der Vertrag zur 

Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft angewandt werden, nach Maßgabe dieser Verträge, 

und andererseits für das Hoheitsgebiet der Ukraine. 

 

 

ARTIKEL 484 

 

Verwahrer des Abkommens 

 

Verwahrer dieses Abkommens ist das Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union. 
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ARTIKEL 485 

 

Verbindliche Fassungen 

 

Dieses Abkommen ist in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, 

französischer, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, 

niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowakischer, 

slowenischer, spanischer, tschechischer, ungarischer und ukrainischer Sprache abgefasst, wobei 

jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 

 

ARTIKEL 486 

 

Inkrafttreten und vorläufige Anwendung 

 

(1) Die Vertragsparteien ratifizieren oder genehmigen dieses Abkommen nach ihren eigenen 

Verfahren. Die Ratifikations- beziehungsweise Genehmigungsurkunden werden beim General-

sekretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt. 

 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem die 

letzte Ratifikations- beziehungsweise Genehmigungsurkunde hinterlegt worden ist. 

 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 vereinbaren die Union und die Ukraine, die von der Union 

genannten Teile dieses Abkommens nach Absatz 4 und im Einklang mit ihren geltenden internen 

Verfahren und Rechtsvorschriften vorläufig anzuwenden. 
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(4) Die vorläufige Anwendung wird am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Tag wirksam, 

an dem der Verwahrer Folgendes erhalten hat: 

 

– die Notifikation der Union über den Abschluss der zu diesem Zweck erforderlichen Verfahren 

unter Angabe der vorläufig anzuwendenden Teile des Abkommens und 

 

– die von der Ukraine im Einklang mit ihren innerstaatlichen Verfahren und Rechtsvorschriften 

hinterlegte Ratifikationsurkunde. 

 

(5) Für die Zwecke der betreffenden Bestimmungen dieses Abkommens, einschließlich der 

zugehörigen Anhänge und Protokolle, gilt jede in diesen Bestimmungen enthaltene Bezugnahme 

auf das "Datum des Inkrafttretens dieses Abkommens" als Bezugnahme auf das "Datum, ab dem 

dieses Abkommen vorläufig angewandt wird" im Sinne von Absatz 3. 

 

(6) Im Zeitraum der vorläufigen Anwendung gelten weiterhin die Bestimmungen des am 14. Juni 

1994 unterzeichneten und am 1. März 1998 in Kraft getretenen Abkommens über Partnerschaft und 

Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 

und der Ukraine andererseits, soweit sie nicht von der vorläufigen Anwendung dieses Abkommens 

betroffen sind. 

 

(7) Jede Vertragspartei kann dem Verwahrer durch schriftliche Notifikation ihre Absicht bekun-

den, die vorläufige Anwendung dieses Abkommens zu beenden. Die Beendigung der vorläufigen 

Anwendung wird sechs Monate nach Eingang der Notifikation beim Verwahrer wirksam. 
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LISTE DER ANHÄNGE 

 

ANHÄNGE ZU TITEL IV 

Anhang I-A zu Kapitel 1 Zollabbau 

Anlage A 
Gesamte Kontingentsmengen für die Einfuhren in die EU 

(Richtwerte) 

Anlage B 
Gesamte Kontingentsmengen für die Einfuhren in die Ukraine 

(Richtwerte) 

Anhang I-B zu Kapitel 1 Zusätzliche Bedingungen für den Handel mit Altwaren 

Anhang I-C zu Kapitel 1 Stufenplan zum Abbau der Ausfuhrzölle 

Anhang I-D zu Kapitel 1 Schutzmaßnahmen für Ausfuhrzölle 

Anhang II zu Kapitel 2 Schutzmaßnahmen bei Personenkraftwagen 

Anhang III zu Kapitel 3 
Liste der anzunähernden Rechtsvorschriften mit einem Zeitplan 

für die Durchführung 

Anhang IV zu Kapitel 4 Anwendungsbereich 

Anhang IV-A zu Kapitel 4 SPS-Maßnahmen 

Anhang IV-B zu Kapitel 4 Tierschutznormen 

Anhang IV-C zu Kapitel 4 Andere unter dieses Kapitel fallende Maßnahmen 

Anhang IV-D zu Kapitel 4 
Nach der Annäherung der Rechtsvorschriften aufzunehmende 

Maßnahmen 

Anhang V zu Kapitel 4 Umfassende Strategie für die Durchführung von Kapitel 4 

Anhang VI zu Kapitel 4 

Liste der Anzeigepflichtigen Tier- und Wassertierseuchen und 

der regulierten Schadorganismen, für die regionale Freiheit 

anerkannt werden kann 

Anhang VI-A zu Kapitel 4 

Anzeigepflichtige Tier- und Fischseuchen, für die der Status der 

Vertragsparteien anerkannt ist und für die Regionalisierungs-

beschlüsse getroffen werden können 

Anhang VI-B zu Kapitel 4 
Anerkennung des Status in Bezug auf Schadorganismen, von 

schadorganismusfreien Gebieten oder von Schutzgebieten 
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ANHÄNGE ZU TITEL IV 

Anhang VII zu Kapitel 4 
Regionalisierung/Gebietseinteilung, schadorganismusfreie 

Gebiete und Schutzgebiete 

Anhang VIII zu Kapitel 4 Vorläufige Anerkennung von Betrieben 

Anhang IX zu Kapitel 4 Verfahren für die Feststellung der Gleichwertigkeit 

Anhang X zu Kapitel 4 Leitlinien für Prüfungen 

Anhang XI zu Kapitel 4 Einfuhrkontrollen und Kontrollgebühren 

Anhang XII zu Kapitel 4 Bescheinigung 

Anhang XIII zu Kapitel 4 Offene Fragen 

Anhang XIV zu Kapitel 4 Kompartimentierung 

Anhang XV zu Kapitel 5 Annäherung des Zollrechts 

Anhang XVI zu Kapitel 6 

Liste der Vorbehalte im Bereich der Niederlassung; Liste der 

Verpflichtungen im Bereich der grenzüberschreitenden 

Erbringung von Dienstleistungen; Liste der Vorbehalte für 

Vertragsdienstleister und Freiberufler 

Anhang XVI-A zu Kapitel 6 
Verpflichtungen der EU-Vertragspartei im Bereich der 

Niederlassung 

Anhang XVI-B zu Kapitel 6 
Liste der Verpflichtungen im Bereich der grenzüberschreitenden 

Erbringung von Dienstleistungen 

Anhang XVI-C zu Kapitel 6 
Vorbehalte für Vertragsdienstleister und Freiberufler (EU-

Vertragspartei) 

Anhang XVI-D zu Kapitel 6 Vorbehalte der Ukraine im Bereich der Niederlassung 

Anhang XVI-E zu Kapitel 6 
Liste der ukrainischen Verpflichtungen im Bereich der 

grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen 

Anhang XVI-F zu Kapitel 6 Vorbehalte für Vertragsdienstleister und Freiberufler (Ukraine) 
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ANHÄNGE ZU TITEL IV 

Anhang XVII Annäherung der Regelungen 

Anlage XVII-1 Querschnittsanpassungen und Verfahrensregeln 

Anlage XVII-2 Regelungen für Finanzdienstleistungen 

Anlage XVII-3 Regelungen für Telekommunikationsdienstleistungen 

Anlage XVII-4 Regelungen für Post- und Kurierdienste 

Anlage XVII-5 Regelungen für den internationalen Seeverkehr 

Anlage XVII-6 Bestimmungen zur Überwachung 

Anhang XVIII zu Kapitel 6 Auskunftsstellen 

Anhang XIX zu Kapitel 6 

Unverbindliche Liste (EU) der relevanten Produkt- und 

Dienstleistungsmärkte, die nach Artikel 116 dieses Abkommens 

zu analysieren sind 

Anhang XX zu Kapitel 6 

Unverbindliche Liste (Ukraine) der relevanten Produkt- und 

Dienstleistungsmärkte, die nach Artikel 116 dieses Abkommens 

zu analysieren sind 

Anhang XXI zu Kapitel 8 Öffentliches Beschaffungswesen 

Anhang XXI-A zu Kapitel 8 
Vorläufiger Zeitplan für institutionelle Reformen, die 

Annäherung der Rechtsvorschriften und den Marktzugang 

Anhang XXI-B zu Kapitel 8 Wesentliche Elemente der Richtlinie 2004/18/EG (Phase 2) 

Anhang XXI-C zu Kapitel 8 
Wesentliche Elemente der Richtlinie 89/665/EWG, geändert 

durch die Richtlinie 2007/66/EG (Phase 2) 

Anhang XXI-D zu Kapitel 8 Wesentliche Elemente der Richtlinie 2004/17/EG (Phase 3) 

Anhang XXI-E zu Kapitel 8 
Wesentliche Elemente der Richtlinie 92/13/EWG, geändert 

durch die Richtlinie 2007/66/EG (Phase 3)  
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ANHÄNGE ZU TITEL IV 

Anhang XXI-F zu Kapitel 8 
Sonstige fakultative Elemente der Richtlinie 2004/18/EG 

(Phase 4) 

Anhang XXI-G zu Kapitel 8 
Sonstige zwingende Elemente der Richtlinie 2004/18/EG 

(Phase 4) 

Anhang XXI-H zu Kapitel 8 
Sonstige Elemente der Richtlinie 89/665/EWG, geändert durch 

die Richtlinie 2007/66/EG (Phase 4) 

Anhang XXI-I zu Kapitel 8 
Sonstige fakultative Elemente der Richtlinie 2004/17/EG 

(Phase 5) 

Anhang XXI-J zu Kapitel 8 
Andere Elemente der Richtlinie 92/13/EWG, geändert durch 

Richtlinie 2007/66/EG (Phase 5) 

Anhang XXI-K zu Kapitel 8 

Bestimmungen der Richtlinie 2004/18/EG außerhalb des 

Anwendungsbereichs des Prozesses der Annäherung der 

Rechtsvorschriften 

Anhang XXI-L zu Kapitel 8 

Bestimmungen der Richtlinie 2004/17/EG außerhalb des 

Anwendungsbereichs des Prozesses der Annäherung der 

Rechtsvorschriften 

Anhang XXI-M zu Kapitel 8 

Bestimmungen der Richtlinie 89/665/EWG, geändert durch 

Richtlinie 2007/66/EG außerhalb des Anwendungsbereichs des 

Prozesses der Annäherung der Rechtsvorschriften 

Anhang XXI-N zu Kapitel 8 

Bestimmungen der Richtlinie 92/13/EWG, geändert durch 

Richtlinie 2007/66/EG außerhalb des Anwendungsbereichs des 

Prozesses der Annäherung der Rechtsvorschriften 

Anhang XXI-O zu Kapitel 8 Nicht erschöpfende Liste der Themen für die Zusammenarbeit 

Anhang XXI-P zu Kapitel 8 Schwellenwerte 

Anhang XXII-A zu Kapitel 9 
Geografische Angaben – Rechtsvorschriften der Vertrags-

parteien und Vorgaben für die Eintragung und Kontrolle 

Anhang XXII-B zu Kapitel 9 Geografische Angaben – Kriterien für das Einspruchsverfahren 

Anhang XXII-C zu Kapitel 9 
Geografische Angaben für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Lebensmittel nach Artikel 202 Absatz 3 
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ANHÄNGE ZU TITEL IV 

Anhang XXII-D zu Kapitel 9 
Geografische Angaben für die in Artikel 202 Absätze 3 und 4 

genannten Weine, aromatisierten Weine und Spirituosen 

Anhang XXIII zu Kapitel 10 Glossar 

Anhang XXIV zu Kapitel 14 Verfahrensordnung für die Streitbeilegung 

Anhang XXV zu Kapitel 15 
Verhaltenskodex für die Mitglieder der Schiedspanels und die 

Vermittler 
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ANHÄNGE ZU TITEL V 

Anhang XXVI zu Kapitel 1 
Zusammenarbeit im Energiebereich einschließlich 

Nuklearfragen 

Anhang XXVII zu Kapitel 1 
Zusammenarbeit im Energiebereich einschließlich 

Nuklearfragen 

Anhang XXVIII zu Kapitel 4 Steuern 

Anhang XXIX zu Kapitel 5 Statistiken 

Anhang XXX zu Kapitel 6 Umwelt 

Anhang XXXI zu Kapitel 6 Umwelt 

Anhang XXXII zu Kapitel 7 Verkehr 

Anhang XXXIII zu Kapitel 7 Verkehr 

Anhang XXXIV zu Kapitel 13 
Gesellschaftsrecht, Corporate Governance, Rechnungslegung 

und Prüfung 

Anhang XXXV zu Kapitel 13 
Gesellschaftsrecht, Corporate Governance, Rechnungslegung 

und Prüfung 

Anhang XXXVI zu Kapitel 13 
Gesellschaftsrecht, Corporate Governance, Rechnungslegung 

und Prüfung 

Anhang XXXVII zu Kapitel 15 Politik im audiovisuellen Bereich 

Anhang XXXVIII zu Kapitel 17 Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

Anhang XXXIX zu Kapitel 20 Verbraucherschutz 

Anhang XL zu Kapitel 21 
Zusammenarbeit im Bereich Beschäftigung, Sozialpolitik und 

Chancengleichheit 

Anhang XLI zu Kapitel 22 Öffentliche Gesundheit 

Anhang XLII zu Kapitel 23 Bildung, Ausbildung und Jugend 

ANHÄNGE ZU TITEL VI 

Anhang XLIII zu Titel VI Finanzielle Zusammenarbeit einschließlich Betrugsbekämpfung 

Anhang XLIV zu Titel VI Finanzielle Zusammenarbeit einschließlich Betrugsbekämpfung 
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PROTOKOLLE 

Protokoll Nr. 1 

Protokoll über die Bestimmung des Begriffs "Erzeugnisse 

mit Ursprung in" oder "Ursprungserzeugnisse" und über 

die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Protokoll Nr. 2 Protokoll über gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich 

Protokoll Nr. 3 Protokoll über ein Rahmenabkommen zwischen der 

Europäischen Union und der Ukraine über die allgemeinen 

Grundsätze für die Teilnahme der Ukraine an den 

Programmen der Union 

Gemeinsame Erklärung  

 

 

_________________ 
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